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S I T Z U N G E N  D E S  R AT E S  D E R  
S TA D T   S O L I N G E N ,   S E I N E R  A U S S C H Ü S S E 

U N D  D E R  B E Z I R K S V E R T R E T U N G E N

17.02.2020, 16:00 Uhr 
Beirat für Menschen mit Behinderung
Theater und Konzerthaus – Kleiner Konzertsaal 
Konrad-Adenauer-Straße 71, 42651 Solingen

Tagesordnung - öffentlich - 
1.  Beantwortung von Anfragen 
1.1 Barrierefreiheit im öffentlichen Raum
 hier: Toilettenanlage Bremsheyplatz
2. Befangenheitserklärungen
3. Protokoll über die 26. Sitzung des Beirates für  

Menschen mit Behinderung am 04.11.2019 
4. Aktuelles
4.1 Bericht der Vorsitzenden 
4.2 Bericht der Behindertenkoordinatorin 
4.3 Berichte von Beiratsmitgliedern
4.4 Berichte aus den Ausschüssen, Gremien und  

Arbeitskreisen
5. Anforderungen an den Veranstalter bei öffentlichen 

Veranstaltungen
 - mündlicher Bericht -
6. Aufnahme der Ergänzenden unabhängigen  

Teilhabe Beratung (EUTB) in den Beirat für Menschen 
mit Behinderung

7. Situation öffentliche Aufzüge
 - mündlicher Bericht -
8. Termine 2020
9. Verschiedenes
9.1 Mitteilungen der Verwaltung
9.1.1 Sachstandsbericht zur Umsetzung des Bundesteilhabe-

gesetzes (BTHG) im LVR-Dezernat Soziales
9.1.2 Sachstandsbericht zur Umsetzung des Bundesteilhabe-

gesetzes (BTHG) im LVR-Dezernat Soziales
9.2 Anfragen an die Verwaltung
9.3 Sonstiges

B E K A N N T M A C H U N G

Schornsteinfegerwesen 
hier: Bestellung der bevollmächtigten Bezirksschornstein
fegerin Melanie Hoppe für den Kehrbezirk 1 (Stadtmitte) 

Mit Wirkung vom 01.02.2020, befristet für die Dauer von 7 
Jahren, somit bis zum 31.01.2027 wird 

Frau Melanie Hoppe 

zur bevollmächtigten Bezirksschornsteinfegerin für den 
Kehrbezirk 1 (Stadtmitte) bestellt. 

Für evtl. Rückfragen steht Ihnen beim Stadtdienst Bau-
aufsicht der Sachbearbeiter Herr Thomas Nickel unter der 
Rufnummer 0212 290 - 4286 zur Verfügung. 

http://www.solingen.de/amtsblatt


B E K A N N T M A C H U N G

Kommunalwahlen am 13. September 2020 
Aufforderung zur Einreichung von Wahlvorschlägen für die 
Wahl des Oberbürgermeisters, des Rates und der Bezirks

vertretungen der Stadt Solingen

Gemäß §§ 24, 71 und 75b der Kommunalwahlordnung 
(KWahlO) vom 31. August 1993 (GV. NRW. S. 592, S. 967), 
zuletzt geändert durch Verordnung vom 9. Oktober 2019 
(GV. NRW. S. 602), fordere ich zur Einreichung von Wahlvor-
schlägen für die Kommunalwahlen im Wahlgebiet der kreis-
freien Stadt Solingen auf. Auf die Bestimmungen der §§ 15 
bis 17 sowie 46a und 46b des Gesetzes über die Kommu-
nalwahlen im Lande Nordrhein-Westfalen (Kommunalwahl-
gesetz, KWahlG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
30. Juni 1998 (GV. NRW. S. 454, S. 509), zuletzt geändert 
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 11. April 2019 (GV. NRW. 
S. 202) sowie §§ 25, 26 und 31 der KWahlO weise ich hin.
 
Sämtliche Wahlvorschläge sind bis zum 59. Tag vor der Wahl 
(16. Juli 2020), 18:00 Uhr in der Dienststelle des Wahlleiters 
der Stadt Solingen, Wahlamt (Stadtdienst 33-3) Verwal-
tungsgebäude Gasstraße 22, 42657 Solingen, Zimmer 111 
(Postanschrift: 42601 Solingen, Postfach 10 01 65) einzu-
reichen. Es wird dringend empfohlen, die Wahlvorschläge 
frühzeitig vor diesem Termin einzureichen, dass mögliche 
Mängel, die die Gültigkeit der Wahlvorschläge berühren, 
rechtzeitig beseitigt werden können.

Für die Wahlvorschläge sind amtliche Vordrucke zu verwen-
den, die von der vorgenannten Dienststelle kostenlos aus-
gegeben werden.

Wenn in dieser amtlichen Bekanntmachung bei geschlechts-
spezifischen Bezeichnungen nur die männliche Form ver-
wandt wird, geschieht dies ausschließlich zur Erleichterung 
der Lesbarkeit und soll keine Diskriminierung darstellen. 
Selbstverständlich sind Frauen in gleichem Maße wie Män-
ner aufgefordert, sich um politische Mandate zu bewerben.

1. Gemeinsame Vorschriften zur Einreichung von 
Wahlvorschlägen für die Wahl des Oberbürger-
meisters, des Rates und der Bezirksvertretungen

 Wahlvorschläge können von Parteien im Sinne des 
Artikels 21 des Grundgesetzes, von mitgliedschaftlich 
organisierten Gruppen von Wahlberechtigten (Wäh-
lergruppen) und von einzelnen Wahlberechtigten 
(Einzelbewerbern) eingereicht werden. Einzelbewerber 
können keine Reserveliste für die Wahl des Rates und 
keinen Wahlvorschlag für die Bezirksvertretungen 
einreichen.

 Als Bewerber einer Partei oder einer Wählergruppe 
kann in einem Wahlvorschlag nur benannt werden, 
wer in einer Mitglieder- oder Vertreterversammlung 
im Wahlgebiet hierzu gewählt worden ist. Kommt 
eine derartige Versammlung nicht zustande, so kann 
die Partei oder Wählergruppe ihre Bewerber in einer 
Versammlung von Wahlberechtigten aufstellen lassen.

 Die Bewerber sowie die Vertreter für die Vertreter-
versammlungen sind in geheimer Wahl zu wählen. 
Entsprechendes gilt für die Festlegung der Reihenfolge 
der Bewerber auf der Reserveliste und für die Bestimmung 
eines Bewerbers als Ersatzbewerber für einen anderen  
Bewerber. Stimmberechtigt ist, wer am Tage des 
Zusammentritts der Versammlung im Wahlgebiet für 
die Kommunalwahl wahlberechtigt ist. Jeder stimm-
berechtigte Teilnehmer der Versammlung ist vorschlags-
berechtigt.

 Als Vertreter für eine Vertreterversammlung kann nur 
gewählt werden, wer am Tage des Zusammentritts der 
zur Wahl der Vertreter einberufenen Versammlung im 
Wahlgebiet für die Kommunalwahlen wahlberechtigt 
ist. Für die allgemeinen Kommunalwahlen 2020 sind 
die Vertreter für die Vertreterversammlung und die 
Bewerber ab dem 1. August 2019, die Bewerber für 
die Wahlbezirke frühestens nach der öffentlichen Be-
kanntgabe der Einteilung des Wahlgebietes in Wahl-
bezirke zu den Kommunalwahlen 2020 zu wählen. 

 Gegen den Beschluss der Mitglieder- oder Vertreter-
versammlung kann die in der Satzung der Partei oder 
Wählergruppe hierfür vorgesehene Stelle Einspruch 
erheben. Auf einen solchen Einspruch ist die Abstim-
mung zu wiederholen. Ihr Ergebnis ist endgültig.

 Das Nähere über die Wahl der Vertreter für die Vertre-
terversammlung, über die Einberufung und Beschluss-
fähigkeit der Mitglieder- oder Vertreterversammlung 
sowie über das Verfahren für die Wahl des Bewerbers 
regeln die Parteien und Wählergruppen durch ihre 
Satzungen.

 Eine Ausfertigung der Niederschrift über die Wahl der 
Bewerber mit Angaben über Ort und Zeit der Ver-
sammlung, Form der Einladung, Zahl der erschiene-
nen Mitglieder, Vertreter oder Wahlberechtigten und 
Ergebnis der Abstimmung ist mit dem Wahlvorschlag 
einzureichen. Hierbei haben der Leiter der Versamm-
lung und zwei von der Versammlung bestimmte 
Teilnehmer gegenüber dem Wahlleiter an Eides Statt 
zu versichern, dass die Wahl der Bewerber, die Festle-
gung der Reihenfolge auf Bewerberlisten sowie ggfs. 
die Bestimmung von Ersatzbewerbern in geheimer Ab-
stimmung erfolgt sind. Hinsichtlich der Reservelisten 
hat sich die Versicherung an Eides Statt auch darauf 
zu erstrecken, dass die Festlegung der Reihenfolge der 
Bewerber und die Bestimmung der Ersatzbewerber in 
geheimer Abstimmung erfolgt sind.

 Die Beibringung einer Ausfertigung der Niederschrift 
und der Versicherung an Eides statt bis zum Ablauf 
der Einreichungsfrist ist Voraussetzung für das Vorlie-
gen eines gültigen Wahlvorschlags.

 Als Bewerber kann in einem Wahlvorschlag nur 
benannt werden, wer wählbar ist. Wählbar ist jede 
wahlberechtigte Person, die das 18. Lebensjahr voll-
endet hat und seit mindestens drei Monaten in dem 
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Wahlgebiet ihre Wohnung, bei mehreren Wohnungen 
ihre Hauptwohnung hat oder sich sonst gewöhnlich 
aufhält und keine Wohnung außerhalb des Wahlge-
biets hat. Nicht wählbar ist, wer am Wahltag infolge 
Richterspruchs in der Bundesrepublik Deutschland die 
Wählbarkeit oder die Fähigkeit zur Bekleidung öffentli-
cher Ämter nicht besitzt. Unionsbürger sind unter den 
gleichen Voraussetzungen wie Deutsche wählbar. Zur 
Wählbarkeit des Oberbürgermeisters siehe nachste-
hend unter Ziffer 2. 

 Wahlberechtigt für die Wahl in einem Wahlgebiet ist 
u. a., wer am Wahltag Deutscher im Sinne von Artikel 
116 Abs. 1 Grundgesetz ist oder die Staatsangehörig-
keit eines Mitgliedsstaats der Europäischen Gemein-
schaft besitzt und nicht vom Wahlrecht ausgeschlossen 
ist. Bewerben sich Beamte oder Arbeitnehmer nach 
§ 13 Abs. 1 oder 6 des KWahlG, ist eine Beschei-
nigung über ihr Dienst- oder Anstellungsverhältnis 
erforderlich.

 In einen Wahlvorschlag darf nur aufgenommen wer-
den, wer seine Zustimmung schriftlich erteilt hat; die 
Zustimmung ist unwiderruflich.

 Die ordnungsgemäße Abgabe der Zustimmungserklä-
rung bis zum Ablauf der Einreichungsfrist ist Voraus-
setzung für das Vorliegen eines gültigen Wahlvor-
schlags.

 Ist die Partei oder Wählergruppe in der im Zeitpunkt 
der Wahlausschreibung laufenden Wahlperiode nicht 
ununterbrochen in der zu wählenden Vertretung des 
Wahlgebietes, im Landtag NRW oder aufgrund eines 
Wahlvorschlages aus dem Land NRW im Bundes-
tag vertreten, so kann sie einen Wahlvorschlag nur 
einreichen, wenn sie nachweist, dass der für das 
Gebiet der Stadt Solingen zuständige Vorstand nach 
demokratischen Grundsätzen gewählt ist, und zwar 
durch beglaubigte Abschrift oder eine Ausfertigung 
der bei der Wahl gefertigten Niederschrift oder durch 
die schriftliche Erklärung mehrerer bei der Wahlhand-
lung anwesender Personen, dass sie eine schriftliche 
Satzung und ein Programm hat; dies gilt nicht für Par-
teien, die die Unterlagen gemäß § 6 Abs. 3 Satz 1 Nr. 
1 und 2, Abs. 4 des Parteiengesetzes bis zum Tage der 
Wahlausschreibung dem Bundeswahlleiter ordnungs-
gemäß eingereicht haben. (Die Bekanntmachung des 
Innenministeriums NRW über die von der Nachweis-
pflicht befreiten Parteien wurde im Ministerialblatt 
2019 S. 764 vom 27.11.2019 veröffentlicht). Reicht 
die Partei oder Wählergruppe mehrere Wahlvorschläge 
im Gebiet der Stadt ein, so brauchen diese Nachweise 
nur einmal eingereicht zu werden. Auf das Verfahren 
nach § 26 Abs. 5 Satz 3 KWahlO wird hingewiesen.

 Wahlvorschläge dieser Parteien und Wählergruppen  
müssen von Wahlberechtigten des Wahlgebiets 
persönlich und handschriftlich unterzeichnet sein; dies 
gilt auch für Wahlvorschläge von Einzelbewerbern. Die 
Wahlberechtigung ist nachzuweisen. 

 Die Unterschriften sind auf amtlichen Formblättern zu 
erbringen, die vom Wahlamt kostenfrei (ggf. in elekt-
ronischer Form) ausgegeben werden. Bei Anforderung 
der Formblätter sind die Bezeichnung der Partei oder 
Wählergruppe, die den Wahlvorschlag einreichen will, 
bei Einzelbewerbern das Kennwort, sowie Familien-
name, Vornamen und Wohnort des vorzuschlagenden 
Bewerbers anzugeben. Der Wahlleiter hat diese Anga-
ben im Kopf der Formblätter zu vermerken. Parteien 
und Wählergruppen haben die Aufstellung der Bewer-
ber in einer Mitglieder- oder Vertreterversammlung zu 
bestätigen (§ 17 KWahlG).

 Wahlberechtigte, die einen Wahlvorschlag unterstützen, 
müssen dies auf dem Formblatt persönlich und hand-
schriftlich unterschreiben; neben der Unterschrift sind 
Familienname, Vornamen, Geburtsdatum, Anschrift 
(Hauptwohnung) des Unterzeichners anzugeben.

 Für jeden Unterzeichner ist auf dem Formblatt oder 
gesondert eine Bescheinigung der Wahlbehörde der 
Stadt Solingen nach dem Muster der Anlage 14a, b 
oder c bzw. Anlage 15 zur KWahlO beizufügen, dass 
er im Wahlgebiet wahlberechtigt ist.

 Ein Wahlberechtigter kann für die jeweilige Wahlart 
jeweils nur einen Wahlvorschlag unterzeichnen; hat 
jemand Wahlvorschläge unterschiedlicher Wahlvor-
schlagsträger unterzeichnet, so ist seine Unterschrift 
auf allen weiteren Wahlvorschlägen ungültig. Die 
gleichzeitige Unterzeichnung eines Wahlvorschlags für 
einen Wahlbezirk und einer Reserveliste bleibt unbe-
rührt. Je nach Wahlart ist eine unterschiedliche Anzahl 
von Unterstützungsunterschriften vorzulegen; die 
Mindestwerte sind nachstehend jeweils angegeben. 

 Wahlvorschläge von Parteien und Wählergruppen 
dürfen erst nach Aufstellung der Bewerber durch eine 
Mitglieder- und Vertreterversammlung unterzeichnet 
werden. Vorher geleistete Unterschriften sind ungültig.

 Bei den Kommunalwahlen 2020 im Wahlgebiet Solin-
gen sind von den Nachweisen nach § 15 Abs. 2 Satz 
2 KWahlG sowie von der Sammlung von Unterstüt-
zungsunterschriften derzeit die Wahlvorschläge der 
nachfolgenden Parteien und Wählergruppen befreit:

• Christlich Demokratische Union Deutschlands (CDU)
• Sozialdemokratische Partei Deutschlands (SPD)
• BÜNDNIS 90 / DIE GRÜNEN (GRÜNE)
• Bürger für Solingen (BfS)
• DIE LINKE (DIE LINKE)
• Freie Demokratische Partei (FDP)
• Alternative für Deutschland (AfD)
• SOLINGEN-AKTIV 
• Freie Bürger Union 

 Die ordnungsgemäße Unterzeichnung mit dem Nach-
weis der Wahlberechtigung bis zum Ablauf der Einrei-
chungsfrist ist Voraussetzung für das Vorliegen eines 
gültigen Wahlvorschlags, es sei denn der Nachweis 
kann infolge von Umständen, die der Wahlvorschlags-
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gemeinsame schriftliche Erklärung der Vertrauensper-
son und der stellvertretenden Vertrauensperson aller 
Wahlvorschlagsträger voraus. Erklären die Vertrauens-
person und die stellvertretende Vertrauensperson nur 
eines der beteiligten Träger vor der Entscheidung über 
die Zulassung die Rücknahme des Wahlvorschlags, 
bleibt dieser als Wahlvorschlag der übrigen Träger 
oder des anderen Trägers erhalten. 

 Sind an einem gemeinsamen Wahlvorschlag Parteien 
oder Wählergruppen beteiligt, die bei der letzten Wahl 
zur Vertretung des Wahlgebiets Stimmen erhalten 
haben, wird der gemeinsame Wahlvorschlag auf dem 
Stimmzettel aufgrund des Ergebnisses der Partei oder 
Wählergruppe eingereiht, die die höchste Stimmen-
zahl erreicht hatte. Innerhalb dieses gemeinsamen 
Wahlvorschlags werden die Parteien oder Wähler-
gruppen auf dem Stimmzettel in der Reihenfolge der 
Stimmenzahl bei der letzten Wahl zur Vertretung des 
Wahlgebiets aufgeführt. Beteiligte Parteien oder Wäh-
lergruppen ohne Stimmen bei der letzten Vertretungs-
wahl folgen in alphabetischer Reihenfolge der Namen 
der Parteien oder Wählergruppen. 

 Andere gemeinsame Wahlvorschläge werden auf 
dem Stimmzettel in alphabetischer Reihenfolge nach 
den Wahlvorschlägen von Trägern mit Stimmen bei 
der letzten Wahl zur Vertretung des Wahlgebiets 
berücksichtigt. Maßgeblich für ihre Einreihung ist der 
Anfangsbuchstabe des Namens der Partei oder Wäh-
lergruppe, die in dem gemeinsamen Wahlvorschlag 
alphabetisch an erster Stelle steht. Innerhalb dieses 
gemeinsamen Wahlvorschlags werden die Parteien 
oder Wählergruppen auf dem Stimmzettel in alpha-
betischer Reihenfolge der Namen der Parteien oder 
Wählergruppen aufgeführt.

 Der Wahlvorschlag einer Partei oder Wählergrup-
pe muss von der für das Gebiet der Stadt Solingen 
zuständigen Leitung unterzeichnet sein. Gemeinsame 
Wahlvorschläge müssen von den jeweiligen für das 
Wahlgebiet zuständigen Leitungen aller beteiligten 
Wahlvorschlagsträger unterzeichnet sein. Bei Wahlvor-
schlägen von Einzelbewerbern muss der Unterzeichner 
des Wahlvorschlags in Solingen wahlberechtigt sein. 

 Ist die Unterstützung des Wahlvorschlags gemäß 
§ 15 Absatz 2 Satz 3 KWahlG erforderlich, muss er 
von mindestens 260 Wahlberechtigten (§ 46d Abs. 1 
KWahlG) persönlich und handschriftlich unterzeichnet 
sein. Die Unterstützungsunterschriften sind auf amt-
lichen Formblättern nach Anlage 14c zur KWahlO zu 
erbringen. Dies gilt nicht, wenn der bisherige Ober-
bürgermeister als Bewerber vorgeschlagen wird.

 Dem Wahlvorschlag sind ferner beizufügen:
• die Zustimmungserklärung nach dem Muster der 

Anlage 12c zur KWahlO; die Erklärung kann auch auf 
dem Wahlvorschlag nach dem Muster der Anlage 11d 
zur KWahlO abgegeben werden; dabei hat der Bewer-

träger nicht zu vertreten hat, nicht rechtzeitig erbracht 
werden (§ 15 Abs. 2 Satz 5 KWahlG).

 Der jeweilige Wahlvorschlag soll auch die Namen und 
Anschriften der Vertrauensperson und des Stellvertre-
ters enthalten. 

2. Wahl des Oberbürgermeisters
 Das Wahlgebiet zur Wahl des Oberbürgermeisters 

umfasst das gesamte Wahlgebiet. 

 Wählbar ist, wer am Wahltag Deutscher im Sinne von 
Artikel 116 Abs. 1 des Grundgesetzes ist oder wer die 
Staatsangehörigkeit eines Mitgliedstaates der Europäi-
schen Gemeinschaft besitzt und eine Wohnung in der 
Bundesrepublik Deutschland innehat, das 23. Lebens-
jahr vollendet hat und nicht vom Wahlrecht ausge-
schlossen ist sowie die Gewähr dafür bietet, dass er 
jederzeit für die freiheitlich demokratische Grundord-
nung im Sinne des Grundgesetzes eintritt (§ 65 Abs. 2 
Satz 1 der Gemeindeordnung -GO-).

 Jeder Wahlvorschlag darf nur einen Bewerber enthal-
ten. Wer gemäß § 65 Abs. 2 GO wählbar ist, kann 
sich selbst vorschlagen. 

 Der Wahlvorschlag soll nach dem Muster der Anlage 
11d zur KWahlO eingereicht werden. Er muss enthalten:

• den Namen und ggf. die Kurzbezeichnung der Partei 
oder Wählergruppe, die den Wahlvorschlag einreicht; 
Wahlvorschläge von Einzelbewerbern können auch 
durch ein Kennwort gekennzeichnet werden;

• Familienname, Vorname, Beruf, Geburtsdatum, Ge-
burtsort, Anschrift (Hauptwohnung), E-Mail-Adresse 
oder Postfach (Hauptwohnung) und Staatsangehö-
rigkeit des Bewerbers; bei Beamten und Arbeitneh-
mern nach § 13 Abs. 1 oder 6 KWahlG sind auch der 
Dienstherr und die Beschäftigungsbehörde oder die 
Gesellschaft, Stiftung oder Anstalt, bei der sie ange-
stellt sind, anzugeben.

 Gemeinsame Wahlvorschläge sind zulässig. Wird eine 
Person von mehreren Parteien oder Wählergruppen als 
gemeinsamer Bewerber benannt, ist sie hierzu in ge-
heimer Abstimmung entweder in einer gemeinsamen 
Versammlung oder in getrennten Versammlungen der 
Wahlvorschlagsträger zu wählen. Die Wahlvorschlags-
träger des gemeinsamen Wahlvorschlags dürfen keinen 
anderen als den gemeinsamen Bewerber wählen und 
zur Wahl vorschlagen. 

 Ein gemeinsamer Wahlvorschlag mehrerer Parteien 
oder Wählergruppen muss von den für das Wahlge-
biet zuständigen Leitungen aller beteiligten Parteien 
oder Wählergruppen unterzeichnet sein und soll 
anschließend von allen Trägern des Wahlvorschlags 
gemeinsam eingereicht werden. Jeder Träger eines 
gemein samen Wahlvorschlags soll eine Vertrauensper-
son und eine stellvertretende Vertrauensperson benen-
nen. Die Zurücknahme oder Änderung eines gemein-
samen Wahlvorschlags nach § 20 KWahlG setzt eine 
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• bei Wahlvorschlägen von Parteien und Wählergruppen 
eine Ausfertigung der Niederschrift über die Versamm-
lung der Partei oder Wählergruppe zur Aufstellung der 
Bewerber mit den nach § 17 Abs. 8 KWahlG vorge-
schriebenen Versicherungen an Eides Statt, im Falle 
eines Einspruchs nach § 17 Abs. 6 KWahlG auch eine 
Niederschrift über die wiederholte Abstimmung. Ihrer 
Beifügung bedarf es nicht, soweit eine Ausfertigung 
der Niederschrift und der Versicherungen an Eides 
Statt einem anderen Wahlvorschlag im Wahlgebiet 
beigefügt ist. Die Niederschrift soll nach dem Muster 
der Anlage 9a zur KWahlO gefertigt, die Versicherun-
gen an Eides Statt nach dem Muster der Anlage 10a 
zur KWahlO abgegeben werden.

 
 3.2. Wahlvorschlag für die Reserveliste
 Für die Reserveliste können nur Bewerber benannt 

werden, die für eine Partei oder Wählergruppe auftreten.
 Der Wahlvorschlag für die Reserveliste soll nach dem 

Muster der Anlage 11b zur KWahlO eingereicht wer-
den. Er muss enthalten:

• den Namen und ggf. die Kurzbezeichnung der Partei 
oder Wählergruppe der Partei oder Wählergruppe, die 
die Reserveliste einreicht.

• Familiennamen, Vornamen, Beruf, Geburtsdatum, 
Geburtsort, Anschrift, E-Mail-Adresse oder Postfach 
(Hauptwohnung) sowie Staatsangehörigkeit der 
Bewerber in erkennbarer Reihenfolge; bei Beamten 
und Arbeitnehmern nach § 13 Abs. 1 KWahlG sind 
auch der Dienstherr und die Beschäftigungsbehörde 
oder die Gesellschaft, Stiftung oder Anstalt, bei der sie 
angestellt sind.

 Der Wahlvorschlag einer Partei oder Wählergruppe 
muss von der für das Wahlgebiet zuständigen Leitung 
unterzeichnet sein (§ 15 Abs. 2 Satz 1 KWahlG).

 Auf der Reserveliste kann vorgesehen werden, dass 
ein Bewerber, unbeschadet der Reihenfolge im Übrigen, 
Ersatzperson für einen im Wahlbezirk oder für einen auf 
der Reserveliste aufgestellten Bewerber sein soll.  

 Soll ein Bewerber auf der Reserveliste Ersatzperson für 
einen im Wahlbezirk oder für einen auf der Reserve-
liste aufgestellten anderen Bewerber sein (§ 16 Abs. 2 
KWahlG), so muss die Reserveliste ferner enthalten:

• den Familien- und Vornamen des zu ersetzenden 
Bewerbers;

• den Wahlbezirk oder die laufende Nummer der 
Reserveliste, in dem oder unter der der zu ersetzende 
Bewerber aufgestellt ist.

 Ist die Unterstützung des Wahlvorschlags erforderlich, 
muss er von mindestens 100 Wahlberechtigten per-
sönlich und handschriftlich unterzeichnet sein (§ 16 
Abs. 1 Satz 3 KWahlG). Die Unterschriften sind auf 
amtlichen Formblättern nach dem Muster der Anlage 
14b zur KWahlO zu erbringen.

ber zu versichern, dass er für keine andere Wahl zum 
(Ober-)Bürgermeister oder Landrat kandidiert.

• die Bescheinigung der Wählbarkeit nach dem Muster 
der Anlage 13b zur KWahlO; die Bescheinigung kann 
auch auf dem Wahlvorschlag nach dem Muster der 
Anlage 11d zur KWahlO abgegeben werden.

• bei Wahlvorschlägen einer Partei oder Wählergruppe 
die Niederschrift über die Versammlung zur Aufstel-
lung des Bewerbers nach dem Muster der Anlage 9c 
zur KWahlO mit der Versicherung an Eides Statt nach 
dem Muster der Anlage 10c zur KWahlO.

3. Wahl des Rates der Stadt
 Von den 52 Mitgliedern des Rates der Stadt Solingen 

werden 26 in den Wahlbezirken und 26 aus den 
Reservelisten gewählt. Mit Bekanntmachung am 
06.02.2020 wurde die vom Wahlausschuss in der 
Sitzung am 30.01.2020 beschlossene Einteilung des 
Solinger Stadtgebietes in 26 Wahlbezirke veröffentlicht. 

 3.1. Wahlvorschlag für einen Wahlbezirk
 Der Wahlvorschlag für einen Wahlbezirk soll nach 

dem Muster der Anlage 11a zur KWahlO eingereicht 
werden. Er muss enthalten:

• den Namen und ggf. die Kurzbezeichnung der Partei 
oder Wählergruppe, die den Wahlvorschlag einreicht; 
Wahlvorschläge von Einzelbewerbern können durch 
ein Kennwort gekennzeichnet werden.

• Familienname und Vorname, Beruf, Geburtsdatum, 
Geburtsort, Anschrift (Hauptwohnung), E-Mail-
Adresse oder Postfach (Hauptwohnung) sowie 
Staatsangehörigkeit des Bewerbers; bei Beamten und 
Arbeitnehmern nach § 13 Abs. 1 oder 6 KWahlG sind 
auch der Dienstherr und die Beschäftigungsbehörde 
oder die Gesellschaft, Stiftung oder Anstalt, bei der sie 
angestellt sind, anzugeben.

 Der Wahlvorschlag einer Partei oder Wählergruppe 
muss von der für das Wahlgebiet zuständigen Leitung 
unterzeichnet sein (§ 15 Abs. 2 Satz 1 KWahlG). Bei 
Wahlvorschlägen von Einzelbewerbern muss mindes-
tens ein Unterzeichner seine Unterschrift auf dem 
Wahlvorschlag selbst leisten.

 Ist die Unterstützung des Wahlvorschlags gemäß § 15 
Abs. 2 KWahlG erforderlich, muss er von mindestens 
10 im betreffenden Wahlbezirk Wahlberechtigten 
persönlich und handschriftlich unterzeichnet sein; dies 
gilt auch für Wahlvorschläge von Einzelbewerbern. Die 
Unterstützungsunterschriften sind auf amtlichen Form-
blättern nach Anlage 14a zur KWahlO zu erbringen.

 Dem Wahlvorschlag sind ferner beizufügen:
• die Zustimmungserklärung des Bewerbers nach dem 

Muster der Anlage 12a zur KWahlO; die Erklärung 
kann auch auf dem Wahlvorschlag nach dem Muster 
der Anlage 11a zur KWahlO abgegeben werden.

• eine Wählbarkeitsbescheinigung nach dem Muster der 
Anlage 13a zur KWahlO; die Bescheinigung kann auch 
auf dem Wahlvorschlag nach dem Muster der Anlage 
11a zur KWahlO erteilt werden.

5



 Dem Wahlvorschlag sind ferner beizufügen:
• die Zustimmungserklärung der Bewerber einzeln nach 

dem Muster der Anlage 12b; die Erklärung kann auch 
auf dem Wahlvorschlag nach dem Muster der Anlage 
11b abgegeben werden.

• eine Wählbarkeitsbescheinigung nach dem Muster der 
Anlage 13a zur KWahlO; die Bescheinigung kann auch 
auf dem Wahlvorschlag nach dem Muster der Anlage 
11b zur KWahlO erteilt werden. Einer Bescheinigung 
der Wählbarkeit bedarf es nicht, soweit Bewerber 
gleichzeitig für einen Wahlbezirk aufgestellt sind und 
die Bescheinigung dem Wahlbezirksvorschlag beige-
fügt ist.

• eine Ausfertigung der Niederschrift über die Versamm-
lung der Partei oder Wählergruppe zur Aufstellung der 
Bewerber mit den nach § 17 Abs. 8 KWahlG vorge-
schriebenen Versicherungen an Eides Statt, im Falle 
eines Einspruchs nach § 17 Abs. 6 KWahlG auch eine 
Niederschrift über die wiederholte Abstimmung. Ihrer 
Beifügung bedarf es nicht, soweit eine Ausfertigung 
der Niederschrift und der Versicherungen an Eides 
Statt einem anderen Wahlvorschlag im Wahlgebiet 
beigefügt ist. Die Niederschrift soll nach dem Muster 
der Anlage 9b zur KWahlO gefertigt, die Versicherun-
gen an Eides Statt nach dem Muster der Anlage 10a 
zur KWahlO abgegeben werden.

4. Wahl der Bezirksvertretungen
 Auf die Bestimmungen des § 46 a KWahlG und des 

§ 72 KWahlO wird verwiesen.

 Insbesondere bitte ich zu beachten, dass
• Listenwahlvorschläge für die Wahl der Mitglieder in 

den Bezirksvertretungen von Parteien und Wähler-
gruppen eingereicht werden können,

• sich die Zahl der erforderlichen Unterschriften von 
Wahlberechtigten nach § 16 Abs. 1 Satz 3 KWahlG 
ermittelt (vgl. auch die Aufstellung unter 5.),

• ein Bewerber unbeschadet seiner Bewerbung für die 
Wahl des Rates der Stadt nur in einem Listenwahl-
vorschlag benannt werden darf.

 Der Listenwahlvorschlag soll nach dem Muster der 
Anlage 11c zur KWahlO eingereicht werden. Er muss 
enthalten:

• den Namen der Partei oder Wählergruppe, die den 
Listenwahlvorschlag einreicht;

• Familiennamen, Vornamen, Beruf, Geburtstag, Ge-
burtsort, Anschrift (Hauptwohnung), E-Mail-Adresse 
oder Postfach (Hauptwohnsitz) sowie Staatsangehö-
rigkeit der Bewerber in erkennbarer Reihenfolge; bei 
Beamten und Arbeitnehmern nach § 13 Abs. 1 oder 
6 KWahlG sind auch der Dienstherr und die Beschäf-
tigungsbehörde oder die Gesellschaft, Stiftung oder 
Anstalt, bei der sie angestellt sind.

 § 16 KWahlG findet entsprechende Anwendung mit 
der Maßgabe, dass der Listenwahlvorschlag von der 
für das Gebiet der Stadt Solingen zuständigen Leitung 
der Partei oder Wählergruppe unterzeichnet sein 
muss.

 Soll ein Bewerber in einem Listenwahlvorschlag Ersatz-
person für einen in dem Listenwahlvorschlag benann-
ten anderen Bewerber sein, so muss der Listenwahl-
vorschlag ferner enthalten:

• den Familien- und Vornamen des zu ersetzenden 
Bewerbers;

• die laufende Nummer des Listenwahlvorschlages, 
unter der der zu ersetzende Bewerber aufgestellt ist.

 Ist die Unterstützung des Wahlvorschlags erforderlich, 
muss er mindestens von der nach der Aufstellung 
unter Ziffer 5 genannten Zahlen von Wahlberechtigten 
des betreffenden Stadtbezirks persönlich und hand-
schriftlich unterzeichnet sein (§ 46 a Abs. 5 Satz 2 i.V. 
mit § 16 Abs. 1 Satz 3 KWahlG). Die erforderlichen 
Unterstützungsunterschriften sind auf amtlichen Form-
blättern der Anlage 14 b der KWahlO zu erbringen.

 Dem Listenwahlvorschlag sind ferner beizufügen:
• die Erklärung des Bewerbers nach dem Muster der 

Anlage 12b zur KWahlO, dass er der Aufstellung zu-
stimmt und dass er für keinen anderen Listenwahlvor-
schlag in einem Stadtbezirk der Stadt Solingen seine 
Zustimmung zur Benennung als Bewerber gegeben 
hat; die Erklärung kann auch auf dem Listenwahlvor-
schlag nach dem Muster der Anlage 11c zur KWahlO 
gegeben werden.

• eine Wählbarkeitsbescheinigung nach dem Muster 
der Anlage 13a zur KWahlO; die Bescheinigung kann 
auf dem Listenwahlvorschlag nach dem Muster der 
Anlage 11c erteilt werden.

 
 Einer Bescheinigung der Wählbarkeit bedarf es nicht, 

soweit Bewerber gleichzeitig in einem Wahlbezirk 
oder auf einer Reserveliste für die Wahl des Rates 
aufgestellt sind und die Bescheinigung auf dem Wahl-
bezirksvorschlag oder auf der Reserveliste vorhanden 
oder dem Wahlbezirksvorschlag oder der Reserveliste 
beigefügt ist.

• eine Ausfertigung der Niederschrift über die Versamm-
lung der Partei oder Wählergruppe zur Aufstellung der 
Bewerber mit der nach § 46a Abs. 1 in Verbindung 
mit § 17 Abs. 8 KWahlG vorgeschriebenen Versiche-
rung an Eides Statt. Die Niederschrift soll nach dem 
Muster der Anlage 9b zur KWahlO gefertigt, die 
Versicherungen an Eides Statt nach dem Muster der 
Anlage 10b zur KWahlO abgegeben werden. Einer Be-
scheinigung bedarf es nicht, soweit eine Ausfertigung 
der Niederschrift und der Versicherungen an Eides 
Statt einem anderen Listenwahlvorschlag im Gebiet 
der Stadt Solingen beigefügt ist. 
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 Gegen Verfügungen des Wahlleiters im Mängelbe-
seitigungsverfahren kann die Vertrauensperson den 
Wahlausschuss anrufen. 

7.  Zulassung der Wahlvorschläge
 Über die Zulassung der Wahlvorschläge entscheidet 

der Wahlausschuss spätestens am siebenundvierzigs-
ten Tag (28. Juli 2020) vor der Wahl gemäß § 18 Abs. 
3 KWahlG.

  Zu der Sitzung werden die Vertrauenspersonen der 
Wahlvorschläge eingeladen. Ort, Zeit und Gegenstand 
der Verhandlungen des Wahlausschusses werden im 
Amtsblatt der Stadt Solingen, in jedem Fall aber am 
oder im Sitzungsgebäude öffentlich bekannt gemacht. 

 Der Wahlausschuss hat Wahlvorschläge zurück-
zuweisen, wenn sie

• verspätet eingereicht sind oder
• den Anforderungen nicht entsprechen, die durch die 

Gemeindeordnung, das KWahlG oder die KWahlO 
aufgestellt sind, oder

• wenn sie aufgrund eines Parteiverbotes durch das 
Bundesverfassungsgericht, eines Verbotes durch den 
Landesverfassungsgerichtshof nach Art. 32 Abs. 2 der 
Landesverfassung oder eines Verbotes einer Vereini-
gung gem. Art. 9 Abs. 2 des Grundgesetzes unzulässig 
sind.

 Der Wahlausschuss stellt die zugelassenen Wahlvor-
schläge mit den notwendigen Angaben fest. Geben 
die Namen mehrerer Parteien oder Wählergruppen 
oder deren Kurzbezeichnung Anlass zu Verwechselun-
gen, so fügt der Wahlausschuss einem der Wahlvor-
schläge eine Unterscheidungsbezeichnung bei, sofern 
nicht die Vertrauensperson eine solche festgesetzt hat. 

 Weist der Wahlausschuss einen Wahlvorschlag zurück, 
so kann binnen drei Tagen nach Verkündung in der 
Sitzung des Wahlausschusses Beschwerde beim Wahl-
leiter eingelegt werden. Beschwerdeberechtigt sind die 
Vertrauensperson des Wahlvorschlages, der Wahlleiter 
oder die Bezirksregierung Düsseldorf als Aufsichtsbe-
hörde, letztere auch im Falle der Zulassung. 

8.  Zurücknahme und Änderung von Wahlvorschlägen
 Ein Wahlvorschlag kann durch gemeinsame schrift-

liche Erklärung der Vertrauensperson und der stell-
vertretenden Vertrauensperson zurückgenommen 
werden, solange nicht über seine Zulassung entschie-
den ist. Wahlvorschläge, die von Wahlberechtigten 
unterzeichnet sind, können auch von der Mehrheit der 
Unterzeichner durch eine von ihnen persönlich und 
handschriftlich unterzeichnete Erklärung zurückge-
nommen werden. 

 
 Nach Ablauf der Einreichungsfrist kann ein Wahlvor-

schlag nur durch gemeinsame schriftliche Erklärung 
der Vertrauensperson und der stellvertretenden Ver-
trauensperson und nur dann geändert werden, wenn 
ein Bewerber stirbt oder die Wählbarkeit verliert. Das 
durch § 17 KWahlG vorgeschriebene Verfahren bei der 

5. Das Solinger Stadtgebiet ist in folgende Stadt-
bezirke und Kommunalwahlbezirke eingeteilt:

Stadtbezirk 

Anzahl der 
Unterstützungs- 
unterschriften  
bei der Wahl der 
Bezirksvertretungen

Wahlbezirke

Mitte 30

11 Innenstadt-Nord
12  Innenstadt-Süd
13 Mangenberger Straße- 
 Kotter Straße         
14 Beethovenstraße
15 Klauberg-Hasseldelle-
 Kohlfurth
16 Kannenhof-Meigen-
 Halfeshof

Ohligs/ 
Aufderhöhe/
Merscheid

35

21 Höhscheider Straße - 
 Löhdorfer Straße            
22 Aufderhöhe-
 Landwehr-Börkhaus
23 Ohligs Unterland
24 Ohligs Innenstadt
25 Engelsberg-Maubes
26 Rathaus Ohligs
27 Merscheid-Scheuren

Wald 20

31 Rosenkamp-Weyer
32 Altenhof-Wittkulle
33 Wald-Mitte-Eigen
34 Fuhr-Hegelring-
 Bausmühle

Burg/
Höhscheid

29

41 Bülowplatz
42 Bünkenberg-Widdert
43 Grünewald
44 Katternberg-
 Hossenhaus
45 Höhscheid-Kohlsberg
46 Burg-Höhrath-Hästen

Gräfrath 15

51 Frankenstraße-
 Vogelsang
52 Zentral-Zum Holz-
 Ketzberg
53 Gräfrath Mitte-
 Fürkeltrath

6.  Vorprüfung der Wahlvorschläge
 Wahlvorschläge werden unverzüglich nach Eingang 

daraufhin geprüft, ob sie vollständig sind und den 
Erfordernissen des KWahlG sowie der KWahlO ent-
sprechen. Werden Mängel festgestellt, so wird die Ver-
trauensperson sofort benachrichtigt und aufgefordert, 
behebbare Mängel rechtzeitig zu beseitigen. Mängel 
eines Wahlvorschlages können nur so lange behoben 
werden, als nicht über seine Zulassung entschieden ist. 

 
 Ein gültiger Wahlvorschlag liegt nicht vor, wenn
• er nicht ordnungsgemäß unterzeichnet ist oder
• die Zustimmungserklärungen fehlen oder Mängel 

aufweisen oder
• der Nachweis der ordnungsgemäßen Aufstellung der/

des Bewerber/s nach § 17 Abs. 8 KWahlG fehlt oder 
mangelhaft ist; zum Nachweis gehört auch die Versi-
cherung an Eides Statt durch den Versammlungsleiter 
und zwei von der Versammlung bestimmte Teilnehmer.

 Es wird ausdrücklich darauf hingewiesen, dass die 
vorbezeichneten Mängel nur bis zum Ablauf der Ein-
reichungsfrist behoben werden können. 
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B E K A N N T M A C H U N G

Friedhofssatzung für den Friedhof Bonner Straße  
der Evangelischen Kirchengemeinde Ohligs 

vom 17.09.2019

Der kirchliche Friedhof ist die Stätte, auf der die Kirche ihre 
verstorbenen Glieder zu Grabe geleitet. Sie gedenkt der 
Verstorbenen und vertraut sie der Gnade Gottes an. Sie ruft 
die Lebenden zum Heil in Christus. Sie verkündigt dabei 
den Tod als Gericht Gottes über alles irdische Wesen und 
bezeugt die Auferstehung Jesu Christi als Sieg über Sünde 
und Tod. Auch zu der Zeit, in der das Evangelium auf dem 
Friedhof nicht verkündigt wird, ist der Friedhof mit seinen 
Grabstätten und seinem Schmuck der Ort, an dem die Ver-
kündigung sichtbar bezeugt und der Verstorbenen und des 
eigenen Todes gedacht wird. Der kirchliche Friedhof weist 
auf das christliche Menschenbild hin, das Lebende und Tote 
in einer Gemeinschaft vor Gott versteht und zugleich die 
Einmaligkeit und Unverwechselbarkeit eines jeden Men-
schen vor Gott betont.
In diesem Sinne achtet die Gemeinde bei der Genehmigung 
und Gestaltung der Grabmale und sonstiger baulicher An-
lagen auf dem Friedhof auch darauf, dass das verwendete 
Material in seinem Herstellungsprozess ohne ausbeuteri-
sche Kinderarbeit gewonnen wurde.

Die Evangelische Kirchengemeinde Ohligs, vertreten durch 
das Presbyterium, erlässt gemäß Artikel 3a Absatz 2 der Kir-
chenordnung i. V. m. § 41 Wirtschafts- und Verwaltungs-
verordnung (WiVO) vom 14. September 2018 in der jeweils 
gültigen Fassung und § 11 der Verordnung für das Fried-
hofswesen in der Evangelischen Kirche im Rheinland, der 
Evangelischen Kirche von Westfalen und in der Lippischen 
Landeskirche vom 15. Juli 2011 die nachstehende Fried-
hofssatzung

Inhaltsverzeichnis
I. Allgemeine Bestimmungen
§ 1  Leitung und Verwaltung des Friedhofs
§ 2   Benutzung des Friedhofs
§ 3  Öffnungszeiten
§ 4  Verhalten auf dem Friedhof
§ 5  Grabmal- und Bepflanzungssatzung
§ 6  Zulassung für gewerbliche Arbeiten
§ 7   Gewerbliche Arbeiten
§ 8  Gebühren

II. Grabstätten
§ 9  Nutzungsrechte
§ 10  Übergang von Rechten
§ 11  Ruhezeiten

A. Reihengrabstätten
§ 12 Rechtsverhältnisse an Reihengrabstätten

B. Wahlgrabstätten
§ 13 Rechtsverhältnisse an Wahlgrabstätten
§ 14 Benutzung der Wahlgrabstätten
§ 15 Alte Rechte

Aufstellung von Parteibewerbern braucht in solchen 
Fällen nicht eingehalten zu werden; der Unterschrif-
ten nach § 15 Abs. 2 Satz 3 und § 16 Abs. 1 Satz 3 
KWahlG bedarf es nicht. Nach der Entscheidung über 
die Zulassung eines Wahlvorschlages ist jede Ände-
rung ausgeschlossen.

9. Wahltermin
 Gemäß Bekanntmachung des Ministeriums des Innern 

vom 4. September 2019 (veröffentlicht im MBl. NRW. 
Ausgabe 2019 Nr. 19 vom 24.9.2019 Seite 399) 
finden die allgemeinen Kommunalwahlen am 13. 
September 2020 statt.

  
Solingen, den 10.02.2020

Der Wahlleiter  

Hartmut Hoferichter
Stadtdirektor

B E K A N N T M A C H U N G

des Jahresabschlusses 2018 der Stadt Solingen

Der Rat der Stadt Solingen hat in seiner Sitzung am 
05.12.2019 den Prüfungsbericht des Revisionsdienstes 
sowie das Beratungsergebnis des Rechnungsprüfungsaus-
schusses zur Kenntnis genommen und den Jahresabschluss 
2018 gemäß § 96 Gemeindeordnung NRW festgestellt.
Der Überschuss des Jahres 2018 i. H. v. 1.887.937,01 EUR 
wird in den Bilanzposten „Nicht durch Eigenkapital gedeck-
ter Fehlbetrag“ (Posten Aktiva 4.) umgegliedert.
Der Rat hat dem Oberbürgermeister für das Haushaltsjahr 
2018 die Entlastung erteilt. Der Jahresabschluss wurde ge-
mäß § 96 Abs. 2 der Gemeindeordnung NRW der Bezirks-
regierung Düsseldorf angezeigt.
Der Jahresabschluss kann in den Geschäftsräumen des Fi-
nanzmanagements, Bonner Straße 100, eingesehen wer-
den. Um eine telefonische Terminvereinbarung unter der 
Rufnummer 0212 290 - 2192 oder - 2561 wird gebeten.

Solingen, 06.02.2020

Der Oberbürgermeister
In Vertretung

Weeke 
Stadtkämmerer
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§ 2
Benutzung des Friedhofs
Der Friedhof ist bestimmt zur Bestattung und Beisetzung 
(nachstehend „Bestattung“ genannt) der verstorbenen Ge-
meindeglieder der Evangelischen Kirchengemeinde Ohligs 
und sonstiger Personen, die bei ihrem Tod ein Recht auf 
Bestattung in einer bestimmten Grabstätte besaßen.
Ferner werden auf ihm bestattet: 
a) verstorbene Gemeindeglieder anderer evangelischer 

Kirchengemeinden,
b) verstorbene ortsansässige Angehörige solcher Reli-

gionsgemeinschaften, die zur Arbeitsgemeinschaft 
christlicher Kirchen in Deutschland gehören.

Andere Verstorbene können ausnahmsweise bestattet wer-
den, wenn die Friedhofsträgerin zustimmt.

§ 3
Öffnungszeiten
(1) Außerhalb der an den Eingängen ausgehängten Öff-

nungszeiten ist das Betreten des Friedhofs verboten. 
Die Haftung der Friedhofsträgerin außerhalb dieser 
Öffnungszeiten ist ausgeschlossen.

(2) Die Friedhofsträgerin kann den Besuch des Friedhofes 
oder einzelner Friedhofsteile bei Vorliegen eines wich-
tigen Grundes vorübergehend einschränken.

§ 4
Verhalten auf dem Friedhof
(1) Jede Person hat sich auf dem Friedhof der Würde des 

Ortes entsprechend zu verhalten. Die Anordnungen 
der Friedhofsträgerin bzw. ihrer Beauftragten sind zu 
befolgen. 

(2) Auf dem Friedhof ist insbesondere nicht gestattet:
a) die Wege mit Kraftfahrzeugen und sonstigen 

Fahrzeugen (z. B. Fahrrädern/Rollern/Rollschuhen/
Rollerblades/Skateboards) zu befahren. Ausge-
nommen sind Kinderwagen, Rollstühle sowie 
Fahrzeuge der Friedhofsverwaltung und der für 
den Friedhof zugelassenen Gewerbetreibenden 
(Einzelheiten ergeben sich aus der gem. § 6 dieser 
Satzung erforderlichen Zulassung).

b) Waren aller Art sowie gewerbliche Dienstleistun-
gen anzubieten und dafür zu werben,

c) an Sonn- und Feiertagen und in der Nähe einer 
Bestattung störende Arbeiten auszuführen,

d) gewerbsmäßig zu fotografieren oder zu filmen,
e) Druckschriften ohne Zustimmung der Friedhofs-

trägerin zu verteilen,
f) Abraum und Abfälle außerhalb der dafür be-

stimmten Plätze abzulegen sowie Abfälle anderer 
Herkunft auf dem Friedhof zu entsorgen,

g) den Friedhof, seine Einrichtungen und Anlagen zu 
verunreinigen oder zu beschädigen, Einfriedun-
gen und Hecken zu übersteigen und Rasenflächen 
und Grabstätten unberechtigt zu betreten,

h) zu lärmen, zu spielen, zu lagern und sich sportlich 
zu betätigen,

i) Hunde frei laufen zu lassen (Hundekot ist zu 
beseitigen),

C. Gemeinsame Bestimmungen
§ 16 Grabgewölbe
§ 17 Belegung, Wiederbelegung, Öffnung der Gräber
§ 18 Aus- und Einbettungen
§ 19 Särge, Urnen und Trauergebinde
§ 20 Herrichtung und Instandhaltung der Grabstätten
§ 21 Vernachlässigung der Grabstätten
§ 22 Dauergrabpflegeverträge
§ 23 Grabmale
§ 24    Zustimmungspflicht für Grabmale und sonstige   

 bauliche Anlagen
§ 25 Instandhaltung der Grabmale
§ 26 Schutz bedeutender Grabmale, Anlagen, Gehölze  

 und Bäume
§ 27 Entfernen von Grabmalen

III. Bestattungen und Feiern
§ 28 Bestattungen
§ 29 Anmeldung der Bestattung
§ 30 Leichenkammern
§ 31 Friedhofskapelle
§ 32 Andere Bestattungsfeiern am Grabe
§ 33 Musikalische Darbietungen
§ 34 Zuwiderhandlungen

IV. Schlussbestimmungen
§ 35 Haftung
§ 36 Öffentliche Bekanntmachung
§ 37 Inkrafttreten

I. Allgemeine Bestimmungen
§ 1
Leitung und Verwaltung des Friedhofs
(1) Die Evangelische Kirchengemeinde Ohligs (nachste-

hend „die Friedhofsträgerin“ genannt) ist Trägerin des 
Friedhofs Bonner Straße in Solingen-Ohligs (nachste-
hend „der Friedhof“ genannt).

(2) Leitung, Aufsicht und Verwaltung liegen bei der Fried-
hofsträgerin. Die Friedhofsträgerin kann einen Fried-
hofsausschuss bilden oder sich Beauftragter bedienen.

(3) Die Aufsichtsbefugnisse der Ordnungs- und Gesund-
heitsbehörden werden hierdurch nicht berührt.

(4) Im Zusammenhang mit allen Tätigkeiten der Friedhofs-
verwaltung dürfen personenbezogene Daten erhoben, 
verarbeitet, gespeichert und genutzt werden.

 Eine Datenübermittlung an sonstige Stellen und Perso-
nen ist zulässig, wenn
a) es zur Erfüllung des Friedhofszwecks erforderlich 

ist, oder
b) die Datenempfänger der Stellen oder Personen 

ein berechtigtes Interesse an der Kenntnis der zu 
übermittelnden Daten glaubhaft darlegen und die 
betroffenen Personen kein schutzwürdiges Inter-
esse an dem Ausschluss der Übermittlung haben.

(5) Im Übrigen gilt für die Übermittlung § 13 Kirchenge-
setz über den Datenschutz in der Evangelischen Kirche 
in Deutschland (DSG-EKD).
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§ 7
Gewerbliche Arbeiten
(1) Die Gewerbetreibenden haften für alle Schäden, die 

sie oder ihre Bediensteten im Zusammenhang mit ihrer 
Tätigkeit auf dem Friedhof schuldhaft verursachen. 
Der Friedhofsträgerin ist von den Gewerbetreibenden 
der Nachweis einer Betriebshaftpflichtversicherung 
vorzulegen.

(2) Gewerbliche Arbeiten dürfen nur werktags innerhalb 
der ausgehängten Öffnungszeiten ausgeführt werden 
und Bestattungen nicht stören.

(3) Die für die Arbeiten erforderlichen Werkzeuge und 
Materialien dürfen auf dem Friedhof nur vorüberge-
hend und nur an Stellen gelagert werden, an denen 
sie nicht hindern oder stören. Es ist nicht gestattet, 
dass die Gewerbetreibenden in oder an den Wasse-
rentnahmestellen des Friedhofs die Geräte reinigen. 

(4) Die Gewerbetreibenden sind verpflichtet, die bei ihren 
Arbeiten anfallenden, nicht kompostierbaren Abfälle 
vom Friedhof zu entfernen. Die beim Aushub der 
Fundamente anfallende Erde ist auf dem Friedhof an 
den dafür vorgesehenen Ablagestellen zu deponieren. 

(5) Bei Beendigung der Arbeiten sind die Arbeits- und La-
gerplätze wieder in einen ordnungsgemäßen Zustand 
zu versetzen.

(6) Mit Grabmalen und Grabbepflanzungen darf nicht 
geworben werden. Grabmale dürfen daher nicht mit 
Firmenschildern versehen werden. Nicht farbig ausge-
legte, eingehauene Firmenzeichen bis zu einer Größe 
von 3 cm sind jedoch an einer Seite in den unteren 15 
cm zulässig. Steckschilder für die Grabpflege mit voller 
Firmenanschrift der Friedhofsgärtnereien sind nicht 
zulässig.

§ 8
Gebühren
Die Friedhofsträgerin erhebt für die Benutzung des Fried-
hofs und seiner Einrichtungen Gebühren nach der kirchen-
aufsichtlich und staatlich genehmigten Gebührensatzung. 

II. Grabstätten
§ 9
Nutzungsrechte
(1) Nutzungsrechte an Grabstätten werden unter den in 

dieser Satzung aufgestellten Bedingungen vergeben. 
Das Nutzungsrecht kann nur einer natürlichen oder 
einer juristischen Person übertragen werden. Die 
Grabstätten bleiben Eigentum der Friedhofsträgerin. 
An ihnen bestehen nur Rechte nach dieser Satzung.

(2) Die von der Friedhofsträgerin erstellten Aufteilungsplä-
ne werden für die Nutzungsberechtigten zur Einsicht-
nahme bereitgehalten. Bewerber um ein Nutzungs-
recht an einer Wahlgrabstätte können anhand dieser 
Pläne oder gegebenenfalls an Ort und Stelle wählen, 
welche Grabstätte sie wünschen. Ein Anspruch auf 
Vergabe oder Verlängerung des Nutzungsrechts an 
einer bestimmten Grabstätte oder auf Unveränderlich-
keit der Umgebung besteht nicht. 

j) sich als unbeteiligter Zuschauer während der 
Bestattungsfeier oder bei Umbettungen störend 
in unmittelbarer Nähe der Grabstätte aufzuhalten 
sowie die Leichenhalle und die Friedhofskapelle 
unbefugt zu betreten,

k) Ansprachen und musikalische Darbietungen 
außerhalb von Bestattungen zu halten,

l) Unkrautvernichtungsmittel und chemische Schäd-
lingsbekämpfungsmittel zu verwenden.

(3) Die Friedhofsträgerin kann Ausnahmen zulassen, 
soweit sie mit dem Zweck des Friedhofs und dieser 
Satzung vereinbar sind. Erforderliche Zustimmungen 
sind rechtzeitig bei der Friedhofsträgerin schriftlich 
einzuholen.

§ 5
Grabmal- und Bepflanzungssatzung
Für die Gestaltung der Grabstätten (Grabmal, gärtnerische 
Gestaltung usw.) kann die Friedhofsträgerin eine besondere 
Satzung erlassen.

§ 6
Zulassung für gewerbliche Arbeiten
(1) Gewerbetreibende benötigen für Tätigkeiten auf dem 

Friedhof eine vorherige Zulassung durch die Friedhof-
strägerin, die Art und Umfang der Tätigkeit festlegt. 
Die Friedhofsträgerin kann Zulassungsbeschränkungen 
festlegen.

(2) Auf ihren Antrag werden nur solche Gewerbetrei-
bende zugelassen, die in fachlicher, betrieblicher und 
persönlicher Hinsicht zuverlässig sind und die Fried-
hofssatzung sowie die Grabmal- und Bepflanzungssat-
zung schriftlich anerkennen.

(3) Bildhauerinnen und Bildhauer, Steinmetzinnen und 
Steinmetze, Gärtnerinnen und Gärtner bzw. Personen, 
die sie fachlich vertreten, müssen darüber hinaus die 
Meisterprüfung in diesem Beruf abgelegt haben oder 
eine anderweitig mindestens gleichwertige fachliche 
Qualifikation erworben haben. Bestatterinnen und Be-
statter müssen als Gewerbetreibende zugelassen sein.

(4) Für sonstige Gewerbetreibende wird die Zulassung 
gesondert geregelt.

(5) Die Friedhofsträgerin kann Ausnahmen zulassen, 
soweit keine gesetzlichen Regelungen oder Verord-
nungen entgegenstehen.

(6) Die Friedhofsträgerin stellt über die Zulassung eine 
Berechtigungskarte aus. Sie kann befristet erteilt wer-
den. Die Gewerbetreibenden und ihre Mitarbeitenden 
haben eine Ablichtung der Berechtigungskarte mit 
sich zu führen und auf Verlangen der Friedhofsträgerin 
vorzuzeigen.

(7) Die Friedhofsträgerin kann die Zulassung schriftlich wi-
derrufen, wenn die Voraussetzungen für die Zulassung 
nicht mehr vorliegen oder die Gewerbetreibenden 
gegen die Vorschriften dieser Satzung oder der Grab-
mal- und Bepflanzungssatzung verstoßen.
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für die Unterhaltung der Grabstätte bis zum Ende der 
ursprünglich festgesetzten Nutzungszeit eine Gebühr 
zu entrichten. Im Übrigen finden § 9 Absatz 7, § 28 
Absatz 2 und 3 Anwendung.

(10) Die Bestimmungen der Absätze 7 und 9 gelten nicht 
für Reihen- und Wahlgemeinschaftsgrabstätten nach 
§ 12 und § 13 dieser Satzung.

§ 10
Übergang von Rechten
(1) Die nutzungsberechtigte Person kann ihr Nutzungs-

recht nur einer berechtigten Person im Sinne von 
Absatz 3 übertragen.

(2) Bei der Verleihung des Nutzungsrechts soll für den 
Fall des Todes der nutzungsberechtigten Person die 
Nachfolge im Nutzungsrecht unter Verwendung des 
Formulars „Antrag auf Vergabe eines Nutzungsrechts“ 
geregelt werden.

(3) Wird bis zum Tod der nutzungsberechtigten Person 
keine derartige Regelung getroffen, geht das Nut-
zungsrecht in nachstehender Reihenfolge auf die 
Angehörigen der nutzungsberechtigten Person mit 
deren Zustimmung über:
a) Ehegatten,
b) Lebenspartner nach dem Gesetz über die einge-

tragene Lebenspartnerschaft,
c) Verwandte auf- und absteigender Linie sowie 

Geschwister, Stiefgeschwister und deren Kinder,
d) die Ehegatten und eingetragenen Lebenspartner 

der unter c) bezeichneten Personen.
 Sind keine Angehörigen der Gruppe a) bis d) vorhan-

den oder zu ermitteln, so kann das Nutzungsrecht 
mit Zustimmung der Friedhofsträgerin auch von einer 
anderen Person übernommen werden.

(4) Die Rechtsnachfolgerin oder der Rechtsnachfolger hat 
der Friedhofsträgerin den Übergang des Nutzungs-
rechts unverzüglich anzuzeigen. Die Übertragung des 
Nutzungsrechts wird der neuen nutzungsberechtigten 
Person schriftlich bestätigt. Solange das nicht gesche-
hen ist, können Bestattungen nicht verlangt werden. 
Wird die Übernahme des Nutzungsrechts der Fried-
hofsträgerin nicht schriftlich innerhalb einer Frist von 
drei Monaten angezeigt, so gilt das Nutzungsrecht als 
erloschen.

(5) Ist keine Person zur Übernahme des Nutzungsrechts 
bereit, so endet das Nutzungsrecht an der Grabstätte. 

§ 11
Ruhezeiten
(1) Die Ruhezeit für die Erdbestattung von Totgeburten 

und Fehlgeburten beträgt 15 Jahre.
(2) Die Ruhezeit für die Erdbestattung von Verstorbenen 

bis zum vollendeten 5. Lebensjahr beträgt 15 Jahre.
(3) Die Ruhezeit für Erdbestattungen von Verstorbenen 

vom vollendeten 5. Lebensjahr an beträgt 20 Jahre.
(4) Die Ruhezeit für Urnenbeisetzungen beträgt 20 Jahre.

(3) Die Friedhofsträgerin vergibt das Nutzungsrecht durch 
schriftlichen Bescheid. Das vom Landeskirchenamt 
herausgegebene Formular „Antrag auf Vergabe eines 
Nutzungsrechts / Bescheid über die Vergabe eines Nut-
zungsrechts“ soll verwendet werden. In dem Bescheid 
werden die genaue Lage der Grabstätte und die Dauer 
der Nutzungszeit angegeben. Dabei wird darauf 
hingewiesen, dass sich der Inhalt des Nutzungsrechts 
nach den Bestimmungen der Friedhofssatzung, der 
Friedhofsgebührensatzung und einer ggf. vorhande-
nen Grabmal- und Bepflanzungssatzung richtet.

(4) Auf dem Friedhof werden Nutzungsrechte vergeben an:
a) Reihengrabstätten für Erdbestattungen mit allge-

meinen Gestaltungsvorschriften,
b) Reihengrabstätten für Erdbestattungen mit zu-

sätzlichen Gestaltungsvorschriften,
c) Reihengrabstätten für Urnenbeisetzungen mit 

zusätzlichen Gestaltungsvorschriften,
d) Wahlgrabstätten für Erdbestattungen mit allge-

meinen Gestaltungsvorschriften,
e) Wahlgrabstätten für Erdbestattungen mit zusätzli-

chen Gestaltungsvorschriften,
f) Wahlgrabstätten für Urnenbeisetzungen mit allge-

meinen Gestaltungsvorschriften,
g) Wahlgrabstätten für Urnenbeisetzungen mit 

zusätzlichen Gestaltungsvorschriften.
(5) Aus dem Nutzungsrecht ergibt sich die Verpflichtung 

zur gärtnerischen Anlage und zur Pflege der Grab-
stätten, soweit durch diese Satzung nichts Anderes 
geregelt ist.

(6) Nutzungsberechtigte sind verpflichtet, der Friedhof-
strägerin unverzüglich jede Änderung ihrer Anschrift 
mitzuteilen. Für Schäden oder sonstige Nachteile, die 
aus der Unterlassung einer solchen Mitteilung entste-
hen, ist die Friedhofsträgerin nicht ersatzpflichtig.

(7) Die Nutzungsberechtigten müssen mit Ablauf der 
Nutzungszeit der Friedhofsträgerin die Grabstätte in 
abgeräumtem und ordnungsgemäß verfülltem Zu-
stand übergeben. Wird die Grabstätte nicht innerhalb 
von drei Monaten abgeräumt übergeben, so werden 
die Arbeiten von der Friedhofsträgerin auf Kosten der 
bisherigen nutzungsberechtigten Person durchgeführt. 
Die Friedhofsträgerin ist nicht verpflichtet, die abge-
räumten Pflanzen und baulichen Anlagen aufzube-
wahren.

(8) Das Nutzungsrecht kann entschädigungslos mit 
Wirkung für die Zukunft widerrufen werden, wenn 
die in der Friedhofsgebührensatzung festgesetzten 
Gebühren nicht entrichtet werden. Der Widerruf des 
Nutzungsrechts setzt voraus, dass die Beitreibung der 
Gebühren im Wege des Verwaltungszwangsverfah-
rens erfolglos durchgeführt worden ist. In diesem Fall 
ist die nutzungsberechtigte Person verpflichtet, für 
die Unterhaltung der Grabstätte bis zum Ende der 
ursprünglich festgesetzten Nutzungszeit eine Gebühr 
zu entrichten. Im Übrigen finden § 9 Absatz 7, § 28 
Absatz 2 und 3 Anwendung.

(9) Auf Antrag der nutzungsberechtigten Person kann die 
Friedhofsträgerin das Nutzungsrecht entschädigungs-
los mit Wirkung für die Zukunft widerrufen. In diesem 
Fall ist die nutzungsberechtigte Person verpflichtet, 
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und entsorgt. Eine Bestattung in den vorgenannten 
Grabstätten kann nur auf schriftlichen Antrag erfol-
gen. Ein Anspruch auf Bestattung in diesen Grabstät-
ten besteht nicht.

B. Wahlgrabstätten
§ 13
Rechtsverhältnisse an Wahlgrabstätten
(1) Wahlgrabstätten sind Grabstätten, die besonders 

angelegt werden und an denen ein Nutzungsrecht für 
eine grundsätzlich die Ruhezeit überschreitende Nut-
zungszeit vergeben wird. Vor Ablauf der Nutzungszeit 
kann das Nutzungsrecht auf Antrag der nutzungsbe-
rechtigten Person verlängert werden.

(2) Für die Nutzungsfläche eines Grabes in einer Wahl-
grabstätte gelten folgende Abmessungen:

 Erdbestattungen:   Länge 2,50 m   Breite 1,25 m 
 Urnenbeisetzung:   Länge 1,00 m   Breite 1,00 m
(3) Ein Grab in einer Wahlgrabstätte für Erdbestattungen 

darf nur wie folgt belegt werden: 
• mit einem Sarg oder
• mit bis zu drei Urnen oder
• mit einem Sarg und zusätzlich zwei Urnen.

 Ein Grab in einer Wahlgrabstätte für Urnenbeisetzun-
gen darf mit zwei Urnen belegt werden. Ein Grab 
im Baumurnenwahlgrab darf mit einer Urne belegt 
werden.

(4) Maße auf alten Grabfeldern werden hiervon nicht 
berührt.

(5) Vor Ablauf der Ruhezeit ist eine Wiederbelegung des 
Grabes nicht zulässig.

(6) Die Nutzungszeit wird auf 30 Jahre festgesetzt.
(7) Die Friedhofsträgerin kann die nutzungsberechtigte 

Person sechs Monate vor Ablauf des Nutzungsrechts 
durch schriftliche Benachrichtigung auf das Ende des 
Nutzungsrechts hinweisen.

(8) Überschreitet bei einer weiteren Belegung oder 
Wiederbelegung eines Grabes die neu begründete Ru-
hezeit die laufende Nutzungszeit, so ist das Nutzungs-
recht für die zur Wahrung der Ruhezeit notwendigen 
Jahre für die gesamte Wahlgrabstätte zu verlängern.

(9) Eine Verlängerung des Nutzungsrechts an einer Wahl-
grabstätte kann von der Friedhofsträgerin verweigert 
werden, wenn eine Umgestaltung des Friedhofs zur 
Erfüllung des Friedhofszweckes erforderlich ist oder 
wenn gesetzliche Auflagen Wiederbelegungen aus-
schließen.

(10) Ein Anspruch der nutzungsberechtigten Person auf 
Rücknahme des Nutzungsrechts durch die Friedhof-
strägerin und auf Erstattung von Gebühren besteht 
nicht. Die Friedhofsträgerin kann das Nutzungsrecht 
an einer Wahlgrabstätte zurücknehmen, wenn keine 
Ruhefristen mehr zu berücksichtigen sind. Eine Rück-
nahme ist nur für die gesamte Grabstätte möglich. Die 
Friedhofsträgerin kann Ausnahmen zulassen, wenn 
diese mit dem Friedhofszweck vereinbar sind.

(11) Zusätzlich werden Wahlgemeinschaftsgrabstätten 
für bis zu zwei Gräber eingerichtet. Ein Grab in einer 
Wahlgemeinschaftsgrabstätte für Erdbestattungen 
darf mit einem Sarg und bis zu zwei Urnen belegt 
werden. Ein Grab in einer Wahlgemeinschaftsgrabstät-

A. Reihengrabstätten
§ 12
Rechtsverhältnisse an Reihengrabstätten
(1) Reihengrabstätten sind Grabstätten, die im Bestat-

tungsfall für Erdbestattungen oder Urnenbeisetzungen 
einzeln nach der Reihe für die Dauer der Ruhezeit 
vergeben werden. 

(2) Reihengrabfelder werden eingerichtet für:
a) Erdbestattung von Tot- und Fehlgeburten:
 Größe der Grabstätte:
  Länge 1,50 m, Breite 0,90 m

       Größe des Grabbeetes:
       Länge 1,20 m, Breite 0,60 m

b) Erdbestattung von Verstorbenen bis zum  
voll endeten 5. Lebensjahr:

       Größe der Grabstätte:
  Länge 1,50 m, Breite 0,90 m

       Größe des Grabbeetes:
       Länge 1,20 m, Breite 0,60 m

c) Erdbestattung von Verstorbenen vom  
vollendeten 5. Lebensjahr an:

 Größe der Grabstätte: 
 Länge 2,40 m, Breite 1,10 m

       Größe des Grabbeetes:
       Länge 1,80 m, Breite 0,75 m

d) Beisetzungen von Urnen:
 Größe der Grabstätte: 
 Länge 0,80 m, Breite 0,80 m

(3) In einer Reihengrabstätte darf nur eine Leiche bestattet 
oder eine Urne beigesetzt werden.

(4)  Die Nutzung an einer Reihengrabstätte erlischt mit 
Ablauf der in dieser Satzung festgesetzten Ruhezeit. 
Die Ruhezeit kann nicht verlängert werden. Das 
Abräumen von Reihengrabfeldern oder Teilen von 
ihnen nach Ablauf der Ruhezeiten wird sechs Monate 
vorher öffentlich und durch ein Hinweisschild auf dem 
betreffenden Grabfeld bekannt gemacht. Eine weiter-
gehende Benachrichtigung der nutzungsberechtigten 
Personen erfolgt nicht.

(5) Zusätzlich werden Reihengemeinschaftsgrabstätten 
für Erdbestattungen und Urnenbeisetzungen einge-
richtet. Die Anlage und Unterhaltung erfolgt für die 
Dauer der Ruhezeit durch die Friedhofsträgerin. Der 
Nutzungsberechtigte kann auf eigene Kosten eine 
Grabplatte verlegen lassen. Als Inschrift werden Vor- 
und Nachname sowie Geburts- und Sterbedatum der 
Verstorbenen aufgenommen. Außer dieser Grabplatte 
oder einer Gemeinschaftsstele darf kein weiteres 
Gedenkzeichen aufgestellt werden. Ein Anspruch, die 
Grabstätte individuell zu pflegen und zu gestalten 
sowie Grabschmuck auf der Grabstätte abzulegen, be-
steht nicht. Die Friedhofsträgerin kann eine besondere 
Stelle ausweisen, an der Grabschmuck abgelegt wer-
den kann. Die Friedhofsträgerin behält sich vor, den 
Grabschmuck von der besonderen Stelle in regelmäßi-
gen Abständen zu entsorgen. Sofern Grabschmuck an 
einer nicht besonders ausgewiesenen Stelle abgelegt 
wird, wird vor jeder Unterhaltungsmaßnahme dieser 
Grabschmuck von der Friedhofsträgerin abgeräumt 
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C. Gemeinsame Bestimmungen
§ 16
Grabgewölbe
(1) Das Ausmauern von Grabstätten ist unzulässig.
(2) Vorhandene Grabgewölbe sollen nicht weiter belegt 

werden.

§ 17
Belegung, Wiederbelegung, Öffnung der Gräber
(1) Die bei einer Bestattung aus Sicherheitsgründen er-

forderlichen Beseitigungen von Grabmalen, baulichen 
Anlagen und Bepflanzungen sind von der nutzungs-
berechtigten Person rechtzeitig zu veranlassen. Sofern 
diese Beseitigungen nicht bis spätestens 24 Stunden 
vor der Bestattung erfolgen, kann die Friedhofsträge-
rin die Bestattung verweigern.

(2) In einem Sarg darf nur eine Leiche bestattet wer-
den. Es ist zulässig, eine verstorbene Frau mit ihrem 
ebenfalls verstorbenen neugeborenen Kind oder zwei 
gleichzeitig verstorbene Geschwister im Alter bis zu 
einem Jahr in einem Sarg zu bestatten.

(3) Vor Ablauf der in dieser Friedhofssatzung festge-
setzten Ruhezeiten darf ein Grab nicht wiederbelegt 
werden.

(4) Sargteile, Gebeine oder Urnenreste, die beim Aushe-
ben eines Grabes gefunden werden, sind unter der 
Sohle des neu aufgeworfenen Grabes zu versenken. 
Das Grab ist sofort wieder zu schließen, sofern noch 
nicht verweste Leichen vorgefunden werden.

(5) Ein Grab darf nur mit Zustimmung der Friedhofsträ-
gerin und der zuständigen Ordnungsbehörde oder 
aufgrund richterlicher Anordnung geöffnet werden.

§ 18
Aus- und Einbettungen
(1) Die Ruhe der Toten darf grundsätzlich nicht gestört 

werden.
(2) Aus- und Einbettungen von Leichen und Urnen sind 

ausnahmsweise bei Vorliegen eines wichtigen Grundes 
zulässig. Hierzu ist die vorherige schriftliche Zustim-
mung der Friedhofsträgerin sowie der zuständigen 
Ordnungsbehörde erforderlich.

(3) Ausbettungen aus einer Reihengrabstätte zur Ein-
bettung in eine andere Reihengrabstätte sind nicht 
zulässig.

(4) Aus- und Einbettungen erfolgen nur auf schriftlichen 
Antrag. Antragsberechtigt sind die Angehörigen. Die 
schriftliche Zustimmung der nutzungsberechtigten 
Person ist beizufügen.

(5) Aus- und Einbettungen werden von der Friedhofs-
trägerin durchgeführt. Sie bestimmt den Zeitpunkt 
der Aus- und Einbettung. Aus- und Einbettung von 
Erdbestattungen finden in der Regel nur in den Mo-
naten Dezember bis Mitte März statt. Im ersten Jahr 
der Ruhezeit werden Ausbettungen nur bei Vorliegen 
eines dringenden öffentlichen Interesses ausgeführt.

(6) Die antragstellende Person trägt die Kosten der Aus- 
und Einbettung. Sie haftet für Schäden, die durch eine 
Aus- oder Einbettung entstehen.

(7) Der Ablauf der Ruhezeit wird durch die Aus- und 
Einbettung nicht unterbrochen oder gehemmt.

te für Urnenbeisetzungen darf mit zwei Urne belegt 
werden. Ein Baumurnenwahlgrab darf nur mit einer 
Urne belegt werden. An diesen Grabstätten werden 
Nutzungsrechte vergeben. Die Anlage und Unterhal-
tung erfolgt für die Dauer der Nutzungszeit durch die 
Friedhofsträgerin. Die Nutzungsberechtigten können 
auf eigene Kosten eine Grabplatte verlegen lassen. Als 
Inschrift werden Vor- und Nachname sowie Geburts- 
und Sterbedatum der Verstorbenen aufgenommen. 
Für die Baumurnenwahlgräber sind Liegeplatten 
verpflichtend vorgeschrieben und bereits in den 
Gebühren enthalten. Die Beschriftung der Liegeplatte 
für ein Baumurnenwahlgrab geht zu Lasten des/der 
Nutzungsberechtigten. Außer dieser Grabplatte darf 
kein weiteres Gedenkzeichen aufgestellt werden. Ein 
Anspruch, die Grabstätte individuell zu pflegen und 
zu gestalten sowie Grabschmuck auf der Grabstätte 
abzulegen, besteht nicht. Die Friedhofsträgerin kann 
eine besondere Stelle ausweisen, an der Grabschmuck 
abgelegt werden kann. Die Friedhofsträgerin behält 
sich vor, den Grabschmuck von der besonderen Stelle 
in regelmäßigen Abständen zu entsorgen. Sofern 
Grabschmuck an einer nicht besonders ausgewiesenen 
Stelle abgelegt wird, wird vor jeder Unterhaltungs-
maßnahme dieser Grabschmuck von der Friedhofsträ-
gerin abgeräumt und entsorgt. Eine Bestattung in den 
vorgenannten Grabstätten kann nur auf schriftlichen 
Antrag erfolgen. Ein Anspruch auf Bestattung in die-
sen Grabstätten besteht nicht.

§ 14
Benutzung der Wahlgrabstätten
(1) In Wahlgrabstätten werden Nutzungsberechtigte und 

ihre Angehörigen bestattet.
(2) Als Angehörige im Sinne dieser Bestimmung gelten:

a) Ehegatten,
b) Lebenspartner nach dem Gesetz über die einge-

tragene Lebenspartnerschaft,
c) Verwandte auf- und absteigender Linie sowie 

Geschwister, Stiefgeschwister und deren Kinder,
d) die Ehegatten und eingetragenen Lebenspartner 

der unter c) bezeichneten Personen.
(3) Auf Wunsch der nutzungsberechtigten Person können 

darüber hinaus mit Zustimmung der Friedhofsträgerin 
auch andere Verstorbene bestattet werden.

(4) Ausnahmen bedürfen der Zustimmung der Friedhofs-
trägerin.

§ 15
Alte Rechte
(1) Für Wahlgrabstätten, über die die Friedhofsträgerin 

bei In-Kraft-Treten dieser Satzung bereits verfügt hat, 
richtet sich die Nutzungszeit nach den bei der Vergabe 
gültig gewesenen Vorschriften. Die Gestaltung der 
Grabstätte richtet sich nach dieser Satzung.

(2) Nutzungsrechte von unbegrenzter oder unbestimm-
ter Dauer, die vor dem Inkrafttreten dieser Satzung 
entstanden sind, werden auf eine Nutzungszeit nach 
§ 13 Absatz 6 dieser Satzung seit Erwerb begrenzt. 
Sie enden jedoch nicht vor Ablauf der Ruhezeit der 
letzten Bestattung oder vor Ablauf eines Jahres nach 
Inkrafttreten dieser Satzung.
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(5) Alternativ dürfen Wahlgrabstätten mit Anröchter 
Naturstein Klievergrün oder Granit Nero Impala Africa 
eingefasst werden. Die Einfassungen werden durch 
die Friedhofsträgerin verlegt, die Kosten für Material 
und Verlegen gehen zu Lasten des/der Nutzungsbe-
rechtigten und sind in der jeweils gültigen Gebühren-
satzung hinterlegt.

(6) Die Verwendung von Kunststoffen für die Grabgestal-
tung und als Grabschmuck ist untersagt. 

(7) Abfälle sind in den dafür vorgesehenen Behältern zu 
entsorgen.

(8) Das Abdecken der Grabstätte mit Materialien, die die 
Belüftung und Bewässerung des Erdreiches verhin-
dern, ist verboten.

(9) Zweckentfremdete Behältnisse und Arbeitsgeräte 
dürfen nicht auf der Grabstätte aufbewahrt werden.

(10) Das Aufstellen von Bänken und anderen Sitzgelegen-
heiten auf der Grabstätte ist genehmigungspflichtig.

(11) Das Anbringen eines QR-Codes auf der Grabstätte, 
einschließlich Grabmal, muss der Friedhofsträgerin 
durch die nutzungsberechtigte Person im Vorhinein 
angezeigt werden. Die Anzeige muss Auskunft über 
die Gestaltung des QR-Codes und den Inhalt der 
hinterlegten Internetseite geben. Zusätzlich muss die 
nutzungsberechtigte Person schriftlich erklären, dass 
sie die Verantwortung für die Inhalte der hinterlegten 
Internetseite während der gesamten Nutzungszeit 
übernimmt. Verstoßen die Inhalte der hinterlegten In-
ternetseite gegen die Satzungsregelungen, insbeson-
dere gegen das christliche Empfinden oder verletzen 
sie die Würde des Ortes oder der verstorbenen Person, 
kann der QR-Code unverzüglich durch die Friedhofs-
trägerin auf Kosten der nutzungsberechtigten Person 
von der Grabstätte entfernt oder unlesbar gemacht 
werden.

§ 21
Vernachlässigung der Grabstätten
(1) Wird eine Grabstätte nicht ordnungsgemäß hergerich-

tet oder gepflegt, hat die nutzungsberechtigte Person 
nach schriftlicher Aufforderung der Friedhofsträgerin 
die Grabstätte innerhalb einer angemessenen Frist in 
Ordnung zu bringen. Ist die nutzungsberechtigte Per-
son nicht bekannt oder nicht ohne besonderen Auf-
wand zu ermitteln, wird durch öffentliche Bekanntma-
chung und durch einen auf drei Monate befristeten 
Hinweis an der Grabstätte auf die Verpflichtung zur 
Herrichtung und Pflege hingewiesen.

(2) Kommt die nutzungsberechtigte Person ihrer Ver-
pflichtung nicht nach, kann die Friedhofsträgerin 
die Grabstätte auf Kosten der nutzungsberechtigten 
Person in Ordnung bringen lassen oder das Nutzungs-
recht entschädigungslos mit Wirkung für die Zukunft 
widerrufen. In diesem Fall ist die nutzungsberechtigte 
Person verpflichtet, für die Unterhaltung der Grab-
stätte bis zum Ende der ursprünglich festgesetzten 
Nutzungszeit eine Gebühr zu entrichten. Vor dem 
Widerruf des Nutzungsrechts bzw. vor Herrichtung 
der Grabstätte auf Kosten der nutzungsberechtigten 
Person ist diese noch einmal schriftlich aufzufordern, 

§ 19
Särge, Urnen und Trauergebinde
(1) Bestattungen sind in Särgen, Beisetzungen sind in 

Urnen vorzunehmen.
(2) Die Särge für Verstorbene ab dem vollendeten 5. 

Lebensjahr dürfen höchstens 2,10 m lang und die 
Kopfenden einschließlich der Sargfüße nicht höher 
als 0,80 m und im Mittelmaß 0,70 m breit sein. Sind 
in Ausnahmefällen größere Särge erforderlich, ist die 
Zustimmung der Friedhofsträgerin bei der Anmeldung 
der Bestattung einzuholen.

(3) Särge für Verstorbene bis zum vollendeten 5. Lebens-
jahr müssen so bemessen sein, dass ihre Einsenkung in 
die nach § 12 vorgesehene Grabstätte möglich ist.

(4) Särge müssen gegen das Durchsickern von Feuchtig-
keit gesichert und genügend fest gearbeitet sein.

(5) Särge, Sargausstattungen, Sargabdichtungen, Urnen, 
Urnenkapseln und Totenbekleidung müssen aus ver-
rottbarem Material bestehen. Nicht verrottbare Materi-
alien werden zurückgewiesen.

(6) Das Einsenken von Särgen in Gräber, in denen sich 
Schlamm oder Wasser befindet, ist unzulässig.

(7) Särge, Urnen und Überurnen müssen so beschaffen 
sein, dass die chemische, physikalische oder biologi-
sche Beschaffenheit des Bodens oder des Grundwas-
sers nicht nachteilig verändert wird.

(8) Trauergebinde und Kränze müssen aus natürlichen, 
biologischen, verrottbaren Materialien hergestellt sein. 
Gebinde und Kränze mit Kunststoffen sind nach der 
Trauerfeier durch die nutzungsberechtigte Person oder 
deren Beauftragte zu entfernen. Kunststoffe sind auch 
als Verpackungsmaterial nicht erlaubt.

§ 20
Herrichtung und Instandhaltung der Grabstätten
(1) Das erstmalige Herrichten der Grabstätte nach der 

Bestattung und die Entsorgung des Grabschmucks 
werden auf Kosten der nutzungsberechtigten Person 
durch die Friedhofsträgerin durchgeführt. 

(2) Jede Grabstätte ist spätestens sechs Monate nach dem 
Erwerb des Nutzungsrechts sowie nach jeder Bestat-
tung für die Dauer des Nutzungsrechts so zu gestalten 
und an die Umgebung anzupassen, dass der Fried-
hofszweck erfüllbar ist und die Würde des Friedhofs 
gewahrt bleibt. Die Grabstätten sind gärtnerisch so zu 
bepflanzen, dass andere Grabstätten und die öffentli-
chen Anlagen und Wege nicht beeinträchtigt werden. 
Die Gehölze auf der Grabstätte dürfen eine Höhe von 
1,50 m und die Grenzen der Grabstätte nicht über-
schreiten. Das Pflanzen von Bäumen ist nicht gestattet.

(3) Die Abgrenzungen der Grabstätten zu Wegen und 
Anlagen (Kantensteine) müssen von den Nutzungs-
berechtigten auf deren Kosten aus einheitlichem 
Material angelegt werden.

(4) Die Einfassungen von Wahlgrabstätten aller Art sind 
wie folgt, in Heckenform zu erstellen: Thuja, Taxus, 
Lonicera und Evonnymus. Die Erstanpflanzung der 
Begrenzung der Wahlgräber bleibt der Friedhofsträ-
gerin vorbehalten, die Kosten hierfür gehen zu Lasten 
des/der Nutzungsberechtigen und sind in der jeweils 
gültigen Gebührensatzung hinterlegt.
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(3) Die Zustimmung erlischt, wenn das Grabmal oder die 
bauliche Anlage nicht binnen eines Jahres nach der 
Zustimmung errichtet worden ist.

(4) Grabmale und sonstige bauliche Anlagen, die ohne 
Zustimmung errichtet oder verändert und nicht geneh-
migungsfähig sind, werden auf Kosten der nutzungs-
berechtigten Person entfernt.

(5) Entspricht die Ausführung des Grabmals oder die 
sonstige bauliche Anlage nicht dem genehmigten 
Antrag und ist sie nicht genehmigungsfähig, wird der 
nutzungsberechtigten Person eine angemessene Frist 
zur Abänderung oder Beseitigung des Grabmals oder 
der sonstigen baulichen Anlage gesetzt. Nach Ablauf 
der Frist wird das Grabmal oder die sonstige bauliche 
Anlage auf Kosten der nutzungsberechtigten Person 
von der Grabstätte entfernt und zur Abholung bereit-
gestellt. Die Friedhofsträgerin ist nicht verpflichtet, das 
Grabmal oder sonstige baulichen Anlagen aufzube-
wahren. Die Friedhofsträgerin kann das Grabmal oder 
die sonstigen baulichen Anlagen nach Ablauf einer 
Frist von drei Monaten seit Unanfechtbarkeit des Auf-
forderungsbescheides entsorgen.

(6) Provisorische Grabzeichen dürfen als naturlasierte 
Holzstele oder -kreuz bis zu einer Höhe von 0,80 m für 
einen Zeitraum von zwei Jahren nach der Bestattung 
gesetzt werden.

(7) Bei der Anlieferung von Grabmalen oder sonstigen 
baulichen Anlagen sind der Friedhofsträgerin der 
Bescheid und ein Nachweis über die Zahlung der Ge-
bühr vorzulegen. Einzelheiten über das Anliefern und 
Aufstellen von Grabmalen und sonstigen baulichen 
Anlagen sind mit der Friedhofsträgerin abzustimmen.

§ 25
Instandhaltung der Grabmale
(1) Die Grabmale und die sonstigen baulichen Anlagen 

sind dauernd in würdigem und verkehrssicherem Zu-
stand zu halten. Verantwortlich dafür ist die nutzungs-
berechtigte Person als Eigentümerin des Grabmals 
oder der sonstigen baulichen Anlage.

(2) Mängel bezüglich der Standsicherheit von Grabmalen, 
sonstigen baulichen Anlagen oder Teilen davon hat die 
nutzungsberechtigte Person unverzüglich durch auf 
dem Friedhof zugelassene Gewerbetreibende besei-
tigen zu lassen. Bei Nichtbeachtung dieser Bestim-
mung haftet die nutzungsberechtigte Person für den 
Schaden. Wenn keine unmittelbare Gefahr besteht, 
erhält die nutzungsberechtigte Person eine schriftliche 
Aufforderung zur Befestigung oder zur Beseitigung.

(3) Ist die nutzungsberechtigte Person nicht bekannt 
oder nicht ohne weiteres zu ermitteln, so ist auf die 
erforderliche Instandsetzung durch einen dreimonati-
gen Hinweis auf der Grabstätte und durch öffentliche 
Bekanntmachung hinzuweisen. Kommt die nutzungs-
berechtigte Person der Aufforderung zur Befestigung 
oder Beseitigung nicht nach, kann die Friedhofsträ-
gerin am Grabmal oder an den sonstigen baulichen 
Anlagen Sicherungsmaßnahmen auf Kosten der 
nutzungsberechtigten Person vornehmen lassen.

die Grabstätte unverzüglich in Ordnung zu bringen. 
Dabei sind die Ersatzvornahme oder der Widerruf des 
Nutzungsrechts anzudrohen. In der Androhung zur 
Ersatzvornahme sind die voraussichtlichen Kosten zu 
benennen. Im Falle des Widerrufs finden im Übrigen 
§ 9 Absatz 7, § 28 Absatz 2 und 3 Anwendung.

(3) Die nutzungsberechtigte Person ist in der Andro-
hung des Widerrufs auf die Folgen des Widerrufs 
gem. § 28 Absatz 3 hinzuweisen. Daneben ist sie 
auf die Verpflichtung hinzuweisen, die Gebühren für 
die Unterhaltung der Grabstätte vom Zeitpunkt der 
Wirksamkeit des Nutzungsrechtswiderrufs bis zum 
Ende der ursprünglich festgesetzten Nutzungszeit zu 
entrichten.

(4) Bei ordnungswidrigem Grabschmuck gilt Absatz 1 
Satz 1 entsprechend. Wird die Aufforderung nicht 
befolgt oder ist die nutzungsberechtigte Person nicht 
ohne besonderen Aufwand zu ermitteln, kann die 
Friedhofsträgerin den Grabschmuck entfernen. Die 
Friedhofsträgerin kann das abgeräumte Material nach 
Ablauf einer Frist von drei Monaten seit Unanfechtbar-
keit des Aufforderungsbescheides entsorgen.

§ 22
Dauergrabpflegeverträge
Zur Grabpflege können Dauergrabpflegeverträge abge-
schlossen werden. 

§ 23
Grabmale
Gestaltung und Inschrift der Grabmale dürfen nichts enthal-
ten, was das christliche Empfinden verletzt oder der Würde 
des Ortes entgegensteht.

§ 24
Zustimmungspflicht für Grabmale und sonstige bau-
liche Anlagen
(1) Das Aufstellen und jedes Verändern von Grabmalen 

und sonstigen baulichen Anlagen bedarf der vorheri-
gen schriftlichen Zustimmung der Friedhofsträgerin. 
Die Zustimmung kann mit Auflagen erteilt werden. 
Mit der Durchführung dürfen nur zugelassene Bild-
hauerinnen und Bildhauer oder Steinmetzinnen und 
Steinmetze beauftragt werden.

(2) Die Zustimmung zur Errichtung oder Änderung ist 
rechtzeitig vor Vergabe des Auftrags unter Vorlage 
von Zeichnungen im Maßstab 1:10 und mit genauen 
Angaben über Art und Bearbeitung des Werkstoffs, 
über Inhalt, Form und Anordnung der Inschrift und 
des Symbols einzuholen. Bei Änderungen sind zusätz-
lich Fotografien der vorhandenen Grabmale einzu-
reichen. Soweit diese Unterlagen für die Beurteilung 
nicht ausreichen, müssen Zeichnungen in größerem 
Maßstab oder Modelle sowie Proben des Werkstoffs 
und der vorgesehenen Bearbeitung vorgelegt werden. 
Das Errichten der Grabmale muss entsprechend der 
Technischen Anleitung zur Standsicherheit von Grab-
malanlagen (TA Grabmal) der Deutschen Naturstein 
Akademie e. V. mit Sitz in 56727 Mayen erfolgen.
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nach Ablauf einer Frist von drei Monaten seit Unan-
fechtbarkeit des Aufforderungsbescheides entsorgen. 
Die Friedhofsträgerin haftet nicht für Schäden an 
Grabmalen und sonstigen baulichen Anlagen, die 
durch Entfernung entstehen können.

(3) Abweichend von Absatz 2 verbleibt beim Widerruf 
des Nutzungsrechts gem. § 9 Absatz 8 und 9 sowie 
§ 22 Absatz 2 Friedhofssatzung das Grabmal auf der 
Grabstätte und kann von der Friedhofsträgerin mit 
Zustimmung der nutzungsberechtigten Person nach 
Ablauf der ursprünglich festgesetzten Nutzungszeit 
entschädigungslos entfernt und entsorgt werden. Die 
Friedhofsträgerin ist berechtigt, bereits zum Zeitpunkt 
des Widerrufs des Nutzungsrechts von der nutzungs-
berechtigten Person eine Gebühr für die Abräumung 
und Entsorgung des Grabmals zu erheben.

(4) Bei erhaltens- und denkmalswerten Grabmalen ist 
§ 27 zu beachten.

III. Bestattungen und Feiern
§ 28
Bestattungen
(1) Die kirchliche Bestattung ist eine gottesdienstliche 

Handlung. Den Zeitpunkt legt die Friedhofsträgerin im 
Einvernehmen mit den Angehörigen und der zuständi-
gen Pfarrerin oder dem zuständigen Pfarrer fest.

(2) Den Zeitpunkt einer nichtkirchlichen Bestattung legt 
die Friedhofsträgerin im Einvernehmen mit den Ange-
hörigen fest.

(3) Bei Bestattung durch eine andere Pfarrerin oder einen 
anderen Pfarrer ist die Friedhofsträgerin zu informie-
ren. Die Bestimmungen der Kirchenordnung über die 
Erteilung eines Erlaubnisscheins (Dimissoriale) bleiben 
unberührt.

§ 29
Anmeldung der Bestattung
(1) Die Bestattung ist unverzüglich bei der Friedhofsträge-

rin unter Vorlage der Bescheinigung des Standesamtes 
über die Beurkundung des Todesfalles oder des Bestat-
tungserlaubnisscheines der Ordnungsbehörde schrift-
lich anzumelden. Bei Urnenbeisetzungen ist zusätzlich 
die Einäscherungsurkunde vorzulegen. Die Bestattung 
kann frühestens 2 Arbeitstage nach der Anmeldung 
erfolgen. Die Anmeldevordrucke der Friedhofsträ-
gerin sind zu verwenden. Dabei ist die Anmeldung 
der Bestattung durch die antragstellende Person zu 
unterschreiben. Ist die antragstellende Person nicht 
nutzungsberechtigt an der Grabstätte, so hat auch die 
nutzungsberechtigte Person durch ihre Unterschrift ihr 
Einverständnis zu erklären. Ist die nutzungsberechtigte 
Person einer vorhandenen Wahlgrabstätte verstorben, 
so hat die künftige nutzungsberechtigte Person durch 
ihre Unterschrift die Übernahme des Nutzungsrechts 
in der Anmeldung schriftlich zu beantragen.

(2) Wird eine Bestattung nicht rechtzeitig mit den 
erforderlichen Unterlagen bei der Friedhofsträgerin an-
gemeldet, so ist die Friedhofsträgerin berechtigt, den 
Bestattungstermin bis zur Vorlage der erforderlichen 
Angaben und Unterlagen auszusetzen. Werden die 
erforderlichen Unterschriften nicht geleistet, kann die 
Bestattung nicht verlangt werden.

(4) Bei unmittelbarer Gefahr ist die Friedhofsträgerin 
berechtigt, ohne vorherige Aufforderung an die nut-
zungsberechtigte Person das Grabmal auf deren Kos-
ten umzulegen oder andere geeignete Maßnahmen 
durchzuführen. Die nutzungsberechtigte Person erhält 
danach eine Aufforderung, die Grabstätte oder das 
Grabmal wieder in einen ordnungsgemäßen Zustand 
zu versetzen. Geschieht dies nicht, kann die Fried-
hofsträgerin die notwendigen Arbeiten durchführen 
oder das Grabmal entfernen lassen. Die entstehenden 
Kosten hat die nutzungsberechtigte Person zu tragen. 

 Die Friedhofsträgerin kann das Grabmal oder die 
sonstigen baulichen Anlagen nach Ablauf einer Frist 
von drei Monaten seit Unanfechtbarkeit des Aufforde-
rungsbescheides entsorgen.

§ 26
Schutz bedeutender Grabmale, Anlagen, Gehölze und 
Bäume
(1) Künstlerisch oder geschichtlich bedeutende Grabmale 

und Anlagen oder solche, die als besondere Eigenart 
des Friedhofs gelten, unterstehen dem besonderen 
Schutz der Friedhofsträgerin. Sie werden als erhaltens-
werte Grabmale oder Anlagen in einem Verzeichnis 
der Friedhofsträgerin geführt und dürfen nur mit Zu-
stimmung der kirchlichen Aufsichtsbehörde verändert 
oder entfernt werden. 

(2) Bei eingetragenen denkmalwerten Grabmalen und 
Anlagen im Sinne des Denkmalschutzgesetzes ist bei 
Veränderungen zusätzlich die Erlaubnis der Unteren 
Denkmalbehörde einzuholen. 

(3) An Grabstätten mit künstlerisch oder geschichtlich 
bedeutenden Grabmalen und Anlagen, die frei von 
Nutzungsrechten und Ruhefristen sind, können neue 
Nutzungsrechte nur vergeben werden, wenn sich die 
künftige nutzungsberechtigte Person zur Restaurie-
rung sowie zur laufenden Unterhaltung der Grabstät-
ten verpflichtet. 

(4) Gehölze und Bäume haben eine besondere Bedeutung 
für den Friedhof. Nutzungsberechtigte haben keinen 
Anspruch auf Beseitigung von Bäumen, Pflanzen und 
Hecken.

§ 27
Entfernen von Grabmalen
(1) Grabmale und sonstige bauliche Anlagen dürfen vor 

Ablauf der Nutzungszeit nur mit vorheriger schrift-
licher Zustimmung der Friedhofsträgerin entfernt 
werden.

 (2) Nach Ablauf des Nutzungsrechts sind die Grabma-
le und die sonstigen baulichen Anlagen durch die 
nutzungsberechtigte Person zu entfernen. Dabei sind 
die bei der Entfernung der Grabmale und sonstigen 
baulichen Anlagen entstehenden Vertiefungen ord-
nungsgemäß zu verfüllen. Werden die Grabmale oder 
baulichen Anlagen nicht innerhalb von drei Monaten 
nach Ablauf des Nutzungsrechts entfernt, kann die 
Friedhofsträgerin die Grabmale oder sonstigen bauli-
chen Anlagen auf Kosten der nutzungsberechtigten 
Person entfernen lassen. Die Friedhofsträgerin kann 
das Grabmal oder die sonstigen baulichen Anlagen 

16



(3) Kranzschleifen dürfen keine Inschriften widerchristli-
chen Inhalts tragen; andernfalls können solche Schlei-
fen entfernt werden.

§ 33
Musikalische Darbietungen
(1) Für besondere musikalische Darbietungen bei Be-

stattungsfeiern in der Friedhofskapelle und auf dem 
Friedhof ist vorher die Zustimmung der Friedhofsträge-
rin einzuholen.

(2) Besondere Feierlichkeiten auf dem Friedhof (ein-
schließlich Musikdarbietungen) außerhalb einer 
Bestattungsfeierlichkeit bedürfen der rechtzeitig einzu-
holenden Zustimmung der Friedhofsträgerin.

§ 34
Zuwiderhandlungen
Wer den Bestimmungen dieser Friedhofssatzung zuwider-
handelt, kann durch eine beauftragte Person der Friedhofs-
trägerin zum Verlassen des Friedhofs veranlasst, gegebenen-
falls durch die Friedhofsträgerin wegen Hausfriedensbruchs 
angezeigt werden.

IV. Schlussbestimmungen
§ 35
Haftung
Die Friedhofsträgerin haftet nicht für Schäden, die durch 
nicht satzungsgemäße Benutzung des Friedhofs, seiner An-
lagen und Einrichtungen, durch dritte Personen, durch Tiere 
oder durch höhere Gewalt entstehen.

§ 36
Öffentliche Bekanntmachung
(1) Diese Friedhofssatzung und alle Änderungen hierzu 

bedürfen zu ihrer Gültigkeit der öffentlichen Bekannt-
machung.

 (2) Öffentliche Bekanntmachungen oder Aufforderungen 
erfolgen im vollen Wortlaut in dem Amtsblatt der 
Stadt Solingen.

(3) Außerdem können die Friedhofssatzung und alle 
Änderungen zusätzlich durch Aushang und Kanzelab-
kündigung bekannt gemacht werden.

§ 37
Inkrafttreten
(1) Diese Friedhofssatzung und alle Änderungen treten 

jeweils am Tage nach der Veröffentlichung in Kraft.
(2) Mit Inkrafttreten dieser Friedhofssatzung tritt die bis-

herige Friedhofssatzung vom 30.06.2009 außer Kraft.

Solingen, 17.09.2019

Das Presbyterium 
der Kirchengemeinde Ohligs

§ 30
Leichenkammern
(1) Die Leichenkammern dienen zur Aufbewahrung 

der Verstorbenen bis zu deren Bestattung und der 
Aschenurnen bis zu deren Beisetzung. Die Aufbe-
wahrung der Leichen erfolgt in Särgen. Die Kammern 
und die Särge dürfen nur im Einvernehmen mit der 
Friedhofsträgerin geöffnet und geschlossen werden. 
Die Särge sind rechtzeitig vor Beginn der Trauerfeier 
oder der Bestattung endgültig zu schließen. Für die 
Aufbewahrung von Leichen gilt das Gesetz über das 
Friedhofs- und Bestattungswesen (Bestattungsgesetz - 
BestG NRW) vom 17. Juni 2003 in der jeweils gelten-
den Fassung.

(2) Jede Leichenkammer und jeder Sarg sind mit den 
Angaben über Namen und Wohnort der verstorbenen 
Person sowie dem Namen des Bestattungsunterneh-
mens zu versehen.

(3) Särge, in denen an anzeigepflichtigen Krankheiten 
verstorbene Personen liegen, dürfen nur mit Zustim-
mung des zuständigen Gesundheitsamtes geöffnet 
werden.

(4) Die Friedhofsträgerin übernimmt die Grunddekoration 
der Leichenkammer. Zusätzliche Dekorationen sind mit 
der Friedhofsträgerin abzustimmen.

§ 31
Friedhofskapelle
(1) Die Friedhofskapelle dient bei der kirchlichen Bestat-

tung als Stätte der Verkündigung.
(2) Die Friedhofsträgerin gestattet die Benutzung der 

Kapelle durch Religionsgemeinschaften, die zur Ar-
beitsgemeinschaft christlicher Kirchen in Deutschland 
gehören.

(3) Die Benutzung der Kapelle durch andere Religions- 
oder Weltanschauungsgemeinschaften sowie durch 
frei Bestattungsredner bedarf der vorherigen Zustim-
mung der Friedhofsträgerin. Bei den Trauerfeiern darf 
der christliche Glaube nicht verunglimpft werden. 
Christliche Symbole in der Kapelle dürfen nicht ver-
deckt, verändert oder entfernt und weitere Symbole 
nicht verwendet werden.

(4) Die Benutzung der Kapelle kann versagt werden, 
wenn die verstorbene Person an einer meldepflichti-
gen, übertragbaren Krankheit gelitten hat.

(5) Die Friedhofsträgerin übernimmt die Grunddekoration 
der Friedhofskapelle. Zusätzliche Dekorationen sind 
mit der Friedhofsträgerin abzustimmen.

§ 32
Andere Bestattungsfeiern am Grab
(1) Bestattungsfeiern anderer Religions- oder Weltan-

schauungsgemeinschaften am Grab sowie Anspra-
chen am Grab bedürfen der Zustimmung der Friedhof-
strägerin.

(2) Kränze können mit kurzen Widmungsworten, soweit 
diese nicht widerchristlichen Inhalts sind, nach Ab-
schluss der Bestattungsfeier an der Grabstätte nieder-
gelegt werden.
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§ 4
Nutzungsgebühren
(1) Reihengrabstätten mit Nutzungsrecht (auch wenn 

darin Urnen beigesetzt werden)
a) zur Erdbestattung von Verstorbenen bis zum 

(vollend.) 5. Lebensjahr 
 (Ruhezeit 15 Jahre)  320,00 Euro
b) zur Erdbestattung von Verstorbenen  

vom (vollend.) 5. Lebensjahr an 
 (Ruhezeit 20 Jahre)  1.137,50 Euro

(2) Reihengemeinschaftsgrabstätten mit Nutzungsrecht 
einschließlich Unterhaltung durch die Friedhofsträgerin 
(Wiesengrabstätten)
a) zur Erdbestattung (Ruhezeit 20 Jahre) 
 (auch wenn darin Urnen beigesetzt 
 werden) 1.485,50 Euro
b) zur Urnenbeisetzung 
 (Ruhezeit 20 Jahre) 644,50 Euro

(3) Wahlgrabstätten mit Nutzungsrecht  
(Nutzungszeit 30 Jahre, Ruhezeit 20 Jahre)
a) - zur Erdbestattung je Grab Gruppe I 
 (alter Teil / an Hauptwegen) 2.100,00 Euro 
 (auch wenn darin Urnen beigesetzt werden) 

 - zur Erdbestattung je Grab Gruppe I 
 (neuer Teil / Waldfriedhof) 2.235,00 Euro
 (auch wenn darin Urnen beigesetzt werden) 

 - zur Erdbestattung je Grab Gruppe II 
 (alter Teil / an allen übrigen Wegen)  1.980,00 Euro
 (auch wenn darin Urnen beigesetzt werden) 

 - zur Erdbestattung je Grab Gruppe II 
 (neuer Teil / Waldfriedhof) 2.100,00 Euro
 (auch wenn darin Urnen beigesetzt werden) 

 - zur Erdbestattung je Grab Gruppe III 
 (alter Teil) 1.845,00 Euro
 (auch wenn darin Urnen beigesetzt werden)

 - zur Erdbestattung je Grab Gruppe III 
 (neuer Teil / Waldfriedhof)  1.995,00 Euro
 (auch wenn darin Urnen beigesetzt werden) 

b) zur Urnenbeisetzung je Grab 
 (Nutzungszeit 30 Jahre) 945,00 Euro

c) Verlängerungsgebühr Erdgrab je Grab 
 und Jahr Gruppe I  70,00 Euro

 Verlängerungsgebühr Erdgrab je Grab 
 und Jahr Gruppe I (neuer Teil / 
 Waldfriedhof) 74,50 Euro

 Verlängerungsgebühr Erdgrab je Grab 
 und Jahr Gruppe II  66,00 Euro

 Verlängerungsgebühr Erdgrab je Grab 
 und Jahr Gruppe II (neuer Teil / 
 Waldfriedhof) 70,00 Euro

 Verlängerungsgebühr Erdgrab je Grab 
 und Jahr Gruppe III  61,50 Euro

 Verlängerungsgebühr Erdgrab je Grab 
 und Jahr Gruppe III (neuer Teil / 
 Waldfriedhof) 66,50 Euro
d) Verlängerungsgebühr Urnengrab 
 je Grab und Jahr 31,50 Euro

B E K A N N T M A C H U N G

Friedhofsgebührensatzung für den Friedhof Bonner 
Straße der Evangelischen Kirchengemeinde Ohligs 

vom 17.09.2019

Die Evangelische Kirchengemeinde Ohligs vertreten durch 
das Presbyterium erlässt gemäß Artikel 3a Absatz 2 der Kir-
chenordnung i. V. m. § 41 Wirtschafts- und Verwaltungs-
verordnung (WiVO) vom 14. September 2018 in der jeweils 
gültigen Fassung und § 12 der Verordnung für das Fried-
hofswesen in der Evangelischen Kirche im Rheinland, der 
Evangelischen Kirche von Westfalen und in der Lippischen 
Landeskirche vom 15. Juli 2011 die nachstehende Fried-
hofsgebührensatzung

§ 1
Gebührenpflicht
 (1) Für die Benutzung des Friedhofes Bonner Straße 

und der Bestattungseinrichtungen sowie für weitere 
Leistungen der Friedhofsverwaltung werden nach 
Maßgabe dieser Satzung Gebühren erhoben.

(2) Die Gebührenpflicht entsteht mit der Erbringung der 
Leistung. Die Friedhofsträgerin ist berechtigt, eine 
Vorauszahlung in angemessener Höhe auf Gebühren 
für die beantragten Leistungen zu verlangen.

(3) Werden beantragte Leistungen nur teilweise in An-
spruch genommen, so ist dennoch die volle Gebühr zu 
entrichten.

(4) Wird von der Benutzung des Friedhofes und seiner 
Bestattungseinrichtungen nach Beantragung Abstand 
genommen, sind die Aufwendungen zu ersetzen, die 
der Friedhofsträgerin entstanden sind.

§ 2
Gebührenschuldner
(1) Zur Zahlung der Gebühren ist die nutzungsberechtigte 

Person oder die Person verpflichtet, in deren Auftrag 
der Friedhof oder die Bestattungseinrichtungen be-
nutzt werden. 

(2) Wird die Gebühr von mehreren Personen geschuldet, 
so haftet jede einzelne Person als Gesamtschuldnerin.

§ 3
Fälligkeit der Gebühren
(1) Die Festsetzung der Gebühren erfolgt durch einen 

schriftlichen Gebührenbescheid. Dieser wird der 
Gebührenschuldnerin oder dem Gebührenschuldner 
durch einen einfachen Brief bekannt gegeben.

(2) Die Gebühren sind mit Bekanntgabe des Gebührenbe-
scheids fällig, sofern im Gebührenbescheid nicht eine 
spätere Fälligkeit festgesetzt ist.

(3) Sofern die fälligen Gebühren nicht entrichtet worden 
sind, kann die Friedhofsträgerin Bestattungen und 
Leistungen verweigern. 

(4) Überfällige Gebühren werden im Verwaltungszwangs-
verfahren beigetrieben.
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b) Orgelspiel 50,00 Euro

c) Stille Urne / stiller Sarg 67,00 Euro

d) Benutzung der Audio-Anlage 10,00 Euro

e) Sargträger / Begleitperson pro Träger / 
 Begleitperson 46,50 Euro

§ 7
Gebühren für Umbettungen
(1)  Umbettung auf demselben Friedhof

a) Erdbestattungen von Totgeburten und 
 Verstorbenen bis zum vollendeten 5.  

Lebensjahr je Grab 1.674,00 Euro 
b) Erdbestattungen von Verstorbenen 
 vom voll endeten 5. Lebensjahr an 
 je Grab 2.109,00 Euro
c) Urnenbeisetzungen je Grab 839,00 Euro

(2)  Ausbettung bei Überführung auf einen 
 fremden Friedhof

a) Erdbestattungen von Totgeburten 
 und Verstorbenen bis zum vollendeten 
 5. Lebensjahr je Grab 1.060,50 Euro
b) Erdbestattungen von Verstorbenen 
 vom vollendeten 5. Lebensjahr an 
 je Grab 1.354,00 Euro
c) Urnenbeisetzungen je Grab 866,00 Euro

(3) Einbettung bei Überführung von einem 
 fremden Friedhof

a) Erdbestattungen von Totgeburten 
 und Verstorbenen bis zum vollendeten 
 5. Lebensjahr je Grab  423,00 Euro
b) Erdbestattungen von Verstorbenen 
 vom voll endeten 5. Lebensjahr an 
 je Grab 872,00 Euro 
c) Urnenbeisetzungen je Grab 567,50 Euro

 Die Gebühren nach den Ziffern 1 und 3 erhöhen sich 
gegebenenfalls um die entsprechende Gebühr nach 
§ 4, wenn durch die Umbettung das Nutzungsrecht an 
einem neuen Grab erworben werden muss. 

§ 8
Sonstige Gebühren
(1) Zustimmung zur Errichtung eines stehenden 
 Grabmales  29,00 Euro 
(2) Jährliche Prüfung der Standsicherheit von 
 stehenden Grabmalen 3,50 Euro  
(3) Zustimmung zur Errichtung eines liegenden 
 Grabmals 29,00 Euro 
(4) Zustimmung zur vorübergehenden Errichtung 
 eines Holzkreuzes 29,00 Euro
(5) Zustimmung zur Errichtung einer 
 Grabeinfassung  29,00 Euro
(6) Zustimmung zur Änderung eines Grabmals, 
 einer Grabeinfassung oder einer sonstigen 
 baulichen Anlage  29,00 Euro
(7) Zulassung von Gewerbetreibenden gem.  

§ 6 Abs. 1 Friedhofssatzung 35,00 Euro 
(8) Überlassung eines Exemplars der Friedhofssatzung 

(Schutzgebühr) 3,00 Euro

(4) Wahlgemeinschaftsgrabstätten mit Nutzungsrecht 
einschließlich Unterhaltung durch die Friedhofsträgerin 
(Wiesengrabstätten, Nutzungszeit 30 Jahre, Ruhezeit 
20 Jahre)
a) zur Erdbestattung je Grab Gruppe II (auch wenn darin 

Urnen beigesetzt werden) 2.310,00 Euro

b) zur Urnenbeisetzung je Grab  1.200,00 Euro

c)    zur Urnenbeisetzung im 
 Baumurnengrab 872,00 Euro

d) Verlängerungsgebühr Erdgrab
 je Grab und Jahr  77,00 Euro 

e) Verlängerungsgebühr Urnengrab 
 je Grab und Jahr 40,00 Euro

f)   Verlängerungsgebühr 
 Baumurnengrab 43,60 Euro

 
 Die Nutzungsgebühren für Wahlgrabstätten sind so-

wohl beim erstmaligen Erwerb als auch beim Wieder-
erwerb (Erneuerung, Verlängerung) zu entrichten.

 Wird das Nutzungsrecht – abweichend von der Regel-
nutzungszeit – um einen kürzeren Zeitraum verlän-
gert, werden anteilige Gebühren erhoben, die dem 
Verhältnis des Verlängerungszeitraumes zur Regelnut-
zungszeit entsprechen. 

 Im Falle des Wiedererwerbs ist das Nutzungsrecht um 
mindestens fünf Jahre zu verlängern.

 Überschreitet bei einer Belegung oder Wiederbele-
gung von Wahlgrabstätten die Ruhezeit die noch 
laufende Nutzungszeit, so ist das Nutzungsrecht für 
die zur Wahrung der Ruhezeit notwendigen Jahre 
sofort zu verlängern. In diesem Falle ist der genannte 
Jahresbetrag mit der Zahl von Jahren zu multiplizieren, 
die bis zum Ablauf der Ruhezeit nötig sind.

 Bei Wahlgrabstätten zur Erdbestattung mit mehreren 
Grabstellen (Familienwahlgrabstätten) ist ein entspre-
chendes Vielfaches dieser Gebühren zu entrichten.

 Bei vorzeitiger Rückgabe von Nutzungsrechten an 
pflegegebundenen Grabstätten wird für die dadurch 
auf die Friedhofsträgerin zurückfallende Unterhal-
tungspflicht eine Grabunterhaltungsgebühr in Höhe 
von 76,00 € je Grab und Jahr erhoben.

§ 5
Friedhofsunterhaltungsgebühren
(entfällt)

§ 6
Bestattungsgebühren
(1)  Grundgebühren

a) Erdbestattung von Verstorbenen bis zum 
 vollendeten 5. Lebensjahr 446,50 Euro

b) Erdbestattung von Verstorbenen vom 
 vollendeten 5. Lebensjahr an 872,00 Euro

c) Urnenbeisetzung 335,00 Euro

(2)  Besondere Gebühren
a)  Benutzung der Friedhofskapelle anlässlich der  

Trauerfeier einschließlich Grunddekoration 
 mit 2 Fachleistungsstunden 269,00 Euro
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(9) Ausstellung von sonstigen Urkunden/
 Bescheinigungen der Friedhofsverwaltung 21,00 Euro
(10) Rücknahme des Nutzungsrechts vor Ablauf  

der Ruhezeit, pro Grab und Jahr  76,00 Euro
(11) Anteilige Gebühren zur Begrenzung von 
 Wahlgrabstätten mit Nutzungsrecht zur Sarg-

bestattung beim Erwerb des Nutzungs rechts 
 nach Art der Bepflanzung bzw. Einfassung: 

- Lonicera für eine Wahlgrabstelle 120,00 Euro
- Lonicera für jede weitere 
 Wahlgrabstelle 36,50 Euro
- Thuja für eine Wahlgrabstelle 138,50 Euro
- Thuja für jede weitere Wahlgrabstelle 44,00 Euro
- Taxus für eine Wahlgrabstelle 147,50 Euro
- Taxus für jede weitere Wahlgrabstelle 53,50 Euro
- Einfassung Anröchter Naturstein in 
 Klievergrün, 8 x 20 cm, inkl. Setzen der 
 Einfassung, je laufender Meter 91,50 Euro
- Einfassung Granit Nero Impala Africa, 
 6 x 15 cm, inkl. Setzen der Einfassung, 
 je laufender Meter 126,50 Euro

(12) Anteilige Gebühren zur Begrenzung von Wahlgrab-
stätten mit Nutzungsrecht zur Urnenbeisetzung  
- Lonicera für eine Wahlgrabstelle 38,50 Euro
- Lonicera für jede weitere 
 Wahlgrabstelle 14,50 Euro
- Einfassung Anröchter Naturstein in 
 Klievergrün, 8 x 20 cm, inkl. Setzen 
 der Einfassung, je laufender Meter 91,50 Euro
- Einfassung Granit Nero Impala Africa, 
 6 x 15 cm, inkl. Setzen der Einfassung, 
 je laufender Meter 126,50 Euro

§ 9
Öffentliche Bekanntmachung
(1) Diese Friedhofsgebührensatzung und alle Änderungen 

hierzu bedürfen zu ihrer Gültigkeit der öffentlichen 
Bekanntmachung.

(2) Öffentliche Bekanntmachungen erfolgen gemäß § 36 
der Friedhofssatzung für den Friedhof der Evange-
lischen Kirchengemeinde Ohligs vom 30.06.2009, 
zuletzt geändert durch Satzung vom 27.08.2015.

§ 10
Inkrafttreten
(1) Diese Friedhofsgebührensatzung und alle Änderun-

gen treten gemäß § 37 der Friedhofssatzung für den 
Friedhof der Evangelischen Kirchengemeinde Ohligs 
am Tage nach ihrer Veröffentlichung in Kraft.

(2) Mit Inkrafttreten dieser Friedhofsgebührensatzung tritt 
die Friedhofsgebührensatzung vom 12.12.2017 außer 
Kraft.

Solingen, 17.09.2019

Das Presbyterium 
der Evangelischen Kirchengemeinde Ohligs

20



Sehr geehrte Damen, sehr geehrte Herren

Von: Berghausen, Martina
An: Sehr geehrte Damen, sehr geehrte Herren
Betreff: Bekanntmachung - Bekanntmachung des Verfahrens: Gebrauchsrasen mähen auf drei städtischen Friedhöfen in Solingen

Öffentliche
Ausschreibung 

Für die Ausschreibung: Gebrauchsrasen mähen auf drei städtischen Friedhöfen in Solingen wird nach VOL/A §17 folgende
Bekanntmachung veröffentlicht:

a) Test, Name, Anschrift, Telefon-, Telegrafen-, Fernschreib- und Fernkopiernummer des Auftraggebers (Vergabestelle):
Klingenstadt Solingen · Konzernbeschaffung und
Medienservice · Vergabestelle · Bonner Straße 100 · 42697
Solingen · Germany

b) Art der Vergabe:
Öffentliche Ausschreibung [UVgO]

c) Art und Umfang der Leistung sowie den Ort der Leistung (z. B. Empfangs- oder Montagestelle):
Über https://www.deutsche-ever
gabe.de/Dashboards/Dashbo ard_off können die Unterlagen
ausschließlich in elektronischer Form abgefordert werden.
Die Einreichung der Angebote/Teilnahmeanträge darf nur
elektronisch erfolgen.

d) etwaige Vorbehalte wegen der Teilung in Lose, Umfang der Lose und mögliche Vergabe der Lose an verschiedene Bieter:
Gebrauchsrasen mähen auf drei städtischen Friedhöfen in
Solingen
Gebrauchsrasen mähen auf drei städtischen Friedhöfen in
Solingen 2020 (mit Option auf ein Jahr Verlängerung)

Ort der Leistungserbringung:
42651 Solingen

e) Etwaige Bestimmungen über die Ausführungsfrist:
Los 1: Parkfriedhof Wuppertaler Straße 173, 42653 Solingen
Los 2: Waldfriedhof Hermann-Löns-Weg 42, 42697 Solingen
Los 3: Burgfriedhof Friedhofsweg 1, 42659 Solingen

f) Bezeichnung (Anschrift) der Stelle, die die Verdingungsunterlagen und das Anschreiben abgibt, sowie des Tages, bis zu dem sie bei ihr spätestens
angefordert werden können:
Nebenangebote sind zugelassen

g) Bezeichnung der Stelle, bei der die Verdingungsunterlagen und das Anschreiben eingesehen werden können:
Von: 01.04.2020 Bis: 30.11.2020
Verlängerungsoption um ein weiteres Jahr

h) Höhe etwaiger Vervielfältigungskosten und die Zahlungsweise:
Stadt Solingen
Konzernbeschaffung und Medienservice
Vergabestelle
Bonner Straße 100
42697 Solingen

Tel.:+49 2122906779 Fax:+49 2122906695

Über https://www.deutsche-ever
gabe.de/Dashboards/Dashbo ard_off können die Unterlagen
ausschließlich in elektronischer Form abgefordert werden.
Die Einreichung der Angebote/Teilnahmeanträge darf nur
elektronisch erfolgen.

i) Ablauf der Angebotsfrist inklusiv Uhrzeit:
Teilnahme- oder Angebotsfrist: 03.03.2020 10:00:00
Bindefrist: 02.04.2020

K) Gegebenenfalls geforderte Sicherheiten:
 Gem. VOL/B

L) Wesentliche Zahlungsbedingungen und/oder Verweisung auf die Vorschriften, in denen sie enthalten sind:
Mindestens 3 Referenzen von vergleichbaren Projekten, nicht älter als 3 Jahre.
Umsätze der letzten 3 Jahre.
Durchschnittliche Zahl der Mitarbeiter.

Rechtsform für Bietergemeinschaften: Gesamtschuldnerisch haftend mit einem verantwortlichen Verteter.

m) Die mit dem Angebot vorzulegenden Unterlagen, die ggf. vom Auftraggeber für die Beurteilung der Eignung des Bewerbers verlangt werden:

n) Zuschlags- und Bindefrist
Niedrigster Preis

o) Den besonderen Hinweis, dass der Bewerber mit der Abgabe seines Angebots auch den Bestimmungen über nicht berücksichtigte Angebote (§27)
unterliegt.
{Project.Publication_VOL_ O}
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Sehr geehrte Damen, sehr geehrte Herren

Von: Berghausen, Martina
An: Sehr geehrte Damen, sehr geehrte Herren
Betreff: Bekanntmachung - Bekanntmachung des Verfahrens: Unterhaltsreinigung der Gesamtschule Höhscheid, Kanalstraße 20 und Zweigstraße ...

Öffentliche
Ausschreibung 

Für die Ausschreibung: Unterhaltsreinigung der Gesamtschule Höhscheid, Kanalstraße 20 und Zweigstraße 15-17, 42657
Solingen wird nach VOL/A §17 folgende Bekanntmachung veröffentlicht:

a) Test, Name, Anschrift, Telefon-, Telegrafen-, Fernschreib- und Fernkopiernummer des Auftraggebers (Vergabestelle):
Klingenstadt Solingen · Konzernbeschaffung und
Medienservice · Vergabestelle · Bonner Straße 100 · 42697
Solingen · Germany

b) Art der Vergabe:
Offenes Verfahren (EU) [VgV]

c) Art und Umfang der Leistung sowie den Ort der Leistung (z. B. Empfangs- oder Montagestelle):
Über www.deutsche-evergabe.de können die Unterlagen
ausschließlich in elektronischer Form abgefordert werden.
Hier müssendie Angebote elektronisch abgegeben werden.

d) etwaige Vorbehalte wegen der Teilung in Lose, Umfang der Lose und mögliche Vergabe der Lose an verschiedene Bieter:
Unterhaltsreinigung der Gesamtschule Höhscheid,
Kanalstraße 20 und Zweigstraße 15-17, 42657 Solingen
Unterhaltsreinigung der Gesamtschule Höhscheid,
Kanalstraße 20 und Zweigstraße 15-17 42657 Solingen

Die Städtische Gesamtschule Höhscheid befindet sich im
Stadtteil Solingen-Höhscheid und ist in 2 Gebäudetrakten
untergebracht. Zum einen die Gebäude Kanalstraße 20 und
zu anderen (fußläufig erreichbar) der Gebäudekomplex
Zweigstraße 15-17.
Im Gebäudekomplex Zweigstraße ist bereits das Vorderhaus
fertiggestellt und bezogen.
Die übrigen Gebäude (im Bereich Zweigstraße) befinden sich
noch im Bau bzw. im Umbau und sollen voraussichtlich im
Oktober 2020 fertiggestellt werden.
Unabhängig von der Fertigstellung der Gebäude ist der
Vertragsbeginn auf den 10.08.2020 terminiert. Die
Gebäudeteile, die nicht fertiggestellt und bezogen sind,
können nicht abgerechnet werden.
Laufzeit 07.08.2020 bis 06.08.2022 mit einer
Verlängerungsoption um ein weiteres Jahr

Ort der Leistungserbringung:
42657 Solingen

e) Etwaige Bestimmungen über die Ausführungsfrist:
keine Lose

f) Bezeichnung (Anschrift) der Stelle, die die Verdingungsunterlagen und das Anschreiben abgibt, sowie des Tages, bis zu dem sie bei ihr spätestens
angefordert werden können:
Nebenangebote sind nicht zugelassen

g) Bezeichnung der Stelle, bei der die Verdingungsunterlagen und das Anschreiben eingesehen werden können:
Von: 07.08.2020 Bis: 06.08.2022
Der Vertrag beinhaltet eine Verlängerungsoption von 1 Jahr.
Der Vertrag für die Unterhaltsreinigung der Gesamtschule
Höhscheid beginnt am 07.08.2020. Zu diesem Zeitpunkt
werden laut Bauzeitenplan nicht alle Gebäudeteile
fertiggestellt sein. Voraussichtlich werden erst ab dem
12.10.2020 die Gebäude Zweigstraße Neubau und
Zweigstraße Altbau Hinterhaus fertiggestellt und bezogen
sein.

h) Höhe etwaiger Vervielfältigungskosten und die Zahlungsweise:
Klingenstadt Solingen, Konzernbeschaffung und
Medienservice, Vergabestelle Bonner Straße 100, 42697
Solingen, GermanyTel.:+49 2122906781 Fax:+49 2122906695
Sie haben lediglich die Möglichkeit der elektronischen
Angebotsabgabe. Weitere Informationen und diese
Bekanntmachung findenSie unter:https://www.deutsch
e-ever gabe.de/

i) Ablauf der Angebotsfrist inklusiv Uhrzeit:
Teilnahme- oder Angebotsfrist: 06.03.2020 10:00:00
Bindefrist: 05.05.2020

K) Gegebenenfalls geforderte Sicherheiten:
 Gem. VOL/B.

L) Wesentliche Zahlungsbedingungen und/oder Verweisung auf die Vorschriften, in denen sie enthalten sind:
Mindestens 3 vergleichbare Referenzen, nicht älter als 3 Jahre.
Umsätze der letzten 3 Jahre.
Durchschnittliche Zahl der Mitarbeiter.
Eigenerklärung nach § 123 GWB.
Erklärung gemäß § 19 MiloG.
Eigenerklärung Insolvenz.
Es wird auf die Bekanntmachung Amtsblatt EU verwiesen.
Rechtsform für Bietergemeinschaften: Gesamtschuldnerisch haftend mit einem verantwortlichen Verteter.

m) Die mit dem Angebot vorzulegenden Unterlagen, die ggf. vom Auftraggeber für die Beurteilung der Eignung des Bewerbers verlangt werden:
Die Unterlagen stehen über das Vergabeportal Deutsche eVergabe kostenlos zur Verfügung:https://www.deu tsche-evergabe.de/

n) Zuschlags- und Bindefrist
Niedrigster Preis

o) Den besonderen Hinweis, dass der Bewerber mit der Abgabe seines Angebots auch den Bestimmungen über nicht berücksichtigte Angebote (§27)
unterliegt.
{Project.Publication_VOL_ O}
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Sehr geehrte Damen, sehr geehrte Herren

Von: Berghausen, Martina
An: Sehr geehrte Damen, sehr geehrte Herren
Betreff: Bekanntmachung - Bekanntmachung des Verfahrens: Jahresvertrag Reinigung Hauptsammler

Öffentliche
Ausschreibung Für die Ausschreibung: Jahresvertrag Reinigung Hauptsammler wird nach VOL/A §17 folgende Bekanntmachung veröffentlicht:

a) Test, Name, Anschrift, Telefon-, Telegrafen-, Fernschreib- und Fernkopiernummer des Auftraggebers (Vergabestelle):
Klingenstadt Solingen · Konzernbeschaffung und
Medienservice · Vergabestelle · Bonner Straße 100 · 42697
Solingen · Germany

b) Art der Vergabe:
Öffentliche Ausschreibung [UVgO]

c) Art und Umfang der Leistung sowie den Ort der Leistung (z. B. Empfangs- oder Montagestelle):
Über https://www.deutsche-ever
gabe.de/Dashboards/Dashbo ard_off können die Unterlagen
ausschließlich in elektronischer Form abgefordert werden.
Die Einreichung der Angebote/Teilnahmeanträge darf nur
elektronisch erfolgen.

d) etwaige Vorbehalte wegen der Teilung in Lose, Umfang der Lose und mögliche Vergabe der Lose an verschiedene Bieter:
Jahresvertrag Reinigung Hauptsammler
Jahresvertrag Reinigung Hauptsammler ca. 2700 Meter

Ort der Leistungserbringung:
42651 Solingen

e) Etwaige Bestimmungen über die Ausführungsfrist:
keine Lose

f) Bezeichnung (Anschrift) der Stelle, die die Verdingungsunterlagen und das Anschreiben abgibt, sowie des Tages, bis zu dem sie bei ihr spätestens
angefordert werden können:
Nebenangebote sind zugelassen

g) Bezeichnung der Stelle, bei der die Verdingungsunterlagen und das Anschreiben eingesehen werden können:
Von: Bis:
Beginn: 4/2020
Ende: 4/2022

h) Höhe etwaiger Vervielfältigungskosten und die Zahlungsweise:
Stadt Solingen
Konzernbeschaffung und Medienservice
Vergabestelle
Bonner Straße 100
42697 Solingen

Tel.:+49 2122906779 Fax:+49 2122906695

Über https://www.deutsche-ever
gabe.de/Dashboards/Dashbo ard_off können die Unterlagen
ausschließlich in elektronischer Form abgefordert werden.
Die Einreichung der Angebote/Teilnahmeanträge darf nur
elektronisch erfolgen.

i) Ablauf der Angebotsfrist inklusiv Uhrzeit:
Teilnahme- oder Angebotsfrist: 28.02.2020 10:00:00
Bindefrist: 27.03.2020

K) Gegebenenfalls geforderte Sicherheiten:
 Gem. VOL/B

L) Wesentliche Zahlungsbedingungen und/oder Verweisung auf die Vorschriften, in denen sie enthalten sind:
Mindestens 3 Referenzen von vergleichbaren Projekten, nicht älter als 3 Jahre.
Umsätze der letzten 3 Jahre.
Durchschnittliche Zahl der Mitarbeiter.

Rechtsform für Bietergemeinschaften: Gesamtschuldnerisch haftend mit einem verantwortlichen Verteter.

m) Die mit dem Angebot vorzulegenden Unterlagen, die ggf. vom Auftraggeber für die Beurteilung der Eignung des Bewerbers verlangt werden:

n) Zuschlags- und Bindefrist
Niedrigster Preis

o) Den besonderen Hinweis, dass der Bewerber mit der Abgabe seines Angebots auch den Bestimmungen über nicht berücksichtigte Angebote (§27)
unterliegt.
{Project.Publication_VOL_ O}
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